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Vorbemerkung

Vorbemerkung

Das Problem ist zwar Vielen, die Dimension aber nur Wenigen, und die Folgen 
sind kaum bekannt.

 � Das Problem ist: Infolge der demographischen Entwicklung wird die Zahl der 
Rentner kontinuierlich steigen und die der Erwerbspersonen kontinuierlich 
sinken.

 � Die Dimension ist: Dieses Zahlenverhältnis wird sich in drei Jahrzehnten fast 
verdoppeln.

 � Die Folge ist: Es droht ein Generationenkonfl ikt zwischen Jung und Alt.

Die demographische Prognose stammt nicht von einer Privatperson, die keine 
politische Verantwortung trägt, sondern von der Bundesregierung – es ist eine 
amtliche Prognose. Weil demographische Entwicklungen zu einem großen Teil das 
Echo der Vergangenheit sind, sind demographische Prognosen vergleichsweise 
zuverlässig. Im Wesentlichen geht es nur um die daraus resultierenden Anpassun-
gen. Gehandelt werden muss auf vier Ebenen.

 � Fragen der Einkommensentstehung und Finanzierung müssen ein größeres 
Gewicht bekommen.

 � Mit der Praxis der Kettenbrief-Politik muss gebrochen werden.

 � Auf ein sinkendes potenzielles muss mit einem steigenden eff ektiven 
Arbeitsangebot geantwortet werden.

 � Staatliche Leistungen müssen bis zur Basissicherung reduziert werden.

Dieser Weg wird auf Empörung und breiten Widerstand stoßen. Es wird in den 
Parteien ebenso wie in den Parlamenten zu heft igen Auseinandersetzungen kom-
men – nicht zuletzt deshalb, weil eine Basissicherung zu vielen Härten führen 
wird.
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Der Beitrag ist wie folgt gegliedert: In Abschnitt 1 wird dargelegt, dass sich der 
Altenquotient, der das Zahlenverhältnis zwischen der Rentner- und der Erwerbs-
bevölkerung misst, fast verdoppeln wird. Diese Entwicklung wird die intergene-
rative Einkommensverteilung nur dann unverändert lassen, wenn die Einkommen 
der Alten halb so stark wachsen wie die der Jungen (Abschnitt 2). Ferner sind die 
in der Gesetzlichen Renten- (GRV) und Krankenversicherung (GKV) sowie auf dem 
Arbeitsmarkt bereits erfolgten Anpassungen bei Weitem nicht ausreichend, was 
in Abschnitt 3 gezeigt wird.

In Abschnitt 4 wird dargelegt, dass eine Fortsetzung der über viele Jahre hin-
weg praktizierten Generationenpolitik zu einem unsere Gesellschaft  gefährden-
den Generationenkonfl ikt führen würde. Die neue Schuldenregel bricht mit dieser 
Politik (Abschnitt 5). Sie wird nicht nur die staatliche Kapitalmarktverschuldung, 
sondern auch die des Sozialsystems zurückdrängen.

Auf dem Arbeitsmarkt – darauf wird in Abschnitt 6 eingegangen – muss das klei-
ner werdende Potential an Erwerbspersonen besser genutzt werden, was sowohl 
den weiteren Rückgang der Arbeitslosigkeit als auch eine dauerhaft  – und nicht 
nur konjunkturell – höhere Erwerbsbeteiligung von Frauen und Älteren notwen-
dig macht.

Im Mittelpunkt der Abschnitte 7 und 8 stehen die bereits erfolgten und notwen-
digen weiteren Anpassungen der GRV und GKV. Hinsichtlich der Gesetzlichen 
(Sozialen) Pfl egeversicherung (SPV; Abschnitt 9) wird für Karenzzeiten und die 
Integration der Pfl ege- in die Krankenversicherung plädiert. In der Medizinischen 
Rehabilitation (Abschnitt 10) ist es notwendig, die gesetzlichen Leistungen auf 
Anschlussheilbehandlungen zu beschränken und diese durch Fallpauschalen zu 
vergüten.

Das Ziel der Basissicherung wird nicht nur mit vielen Härten einhergehen, son-
dern auch zu Vorwürfen führen, die sich gegen die Soziale Marktwirtschaft  rich-
ten. Dieser Sachverhalt wird in Abschnitt 11 angesprochen. Die Neue Soziale Frage 
wird die der intergenerativen Einkommensverteilung sein. Sie sollte in den Parla-
menten von einer „Partei der Jungen“ repräsentiert werden (Abschnitt 12).
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1.  Altenquotient

1. Altenquotient

Die Bundesregierung prognostiziert, dass die Zahl derjenigen, die in der Nacher-
werbsphase sind (Rentner), in den kommenden Jahren stark steigen wird, wäh-
rend die Zahl derjenigen, die sich in der Erwerbsphase befi nden (Erwerbsperso-
nen), stark sinken wird. Sie geht davon aus, dass in drei Jahrzehnten die Zahl der 
Rentner um etwa 40% zunehmen und die der Erwerbspersonen um 20% abneh-
men wird und dass sich der auf das Alter 65 bezogene Altenquotient selbst bei 
einer vergleichsweise hohen Nettozuwanderung von jährlich 200 000 Personen 
fast verdoppeln wird.

Da Prognosen an Annahmen gebunden sind, die richtig oder falsch sein können, 
sind sie stets unsicher. Folglich stellt sich die Frage, warum demographische Pro-
gnosen verlässlich sein und zur Grundlage weit reichender politischer Entschei-
dungen gemacht werden sollten. Der Grund ist, dass sie weitgehend bestands- 
und damit vergangenheitsabhängig sind und selbst dann, wenn sie sich über den 
langen Zeitraum von zum Beispiel drei Jahrzehnten erstrecken, vergleichsweise 
zuverlässig über Richtung und Größenordnung der Entwicklung informieren. Zu 
einem großen Teil ist die Bevölkerungsentwicklung lediglich das Echo der Ver-
gangenheit.

Was ist in der Vergangenheit passiert? Die Bevölkerungsentwicklung ist das 
Ergebnis von vier Stromgrößen (Übersicht 1). Die Diff erenz zwischen Geburten und 
Sterbefällen wird dabei als natürliche Bevölkerungs- und diejenige zwischen Ein- 
und Auswanderungen als Migrationsentwicklung bezeichnet.

Übersicht 1

Prinzip der Bevölkerungsprognose

Eigene Darstellung.

Bevölkerung im Jahr 2013 =

Bevölkerung im Jahr 2012 Bestandsgröße

plus Geburten im Jahr 2012

minus Sterbefälle im Jahr 2012 Stromgrößen

plus Einwandernug im Jahr 2012

minus Auswanderung im Jahr 2012
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Wichtig für die Entwicklung der Geburten ist die Höhe der Geburtenrate. Sie 
liegt schon seit mehreren Jahrzehnten unterhalb desjenigen Bereichs, der als 
bestands erhaltend bezeichnet wird (2,1 Kinder je Frau). Daher ist jede neue Gene-
ration kleiner als die ihrer Eltern. Das wiederum bewirkt, dass den bereits klei-
neren Kindergenerationen kleinere Elterngenerationen folgen. Folglich ist, wird 
von Zuwanderung abgesehen, bereits heute erkennbar, dass die jeweils aus dem 
Erwerbsleben scheidenden Jahrgänge nicht mehr in gleicher Stärke ersetzt wer-
den.

Für die Zahl der Sterbefälle ist die Höhe der Lebenserwartung maßgebend. Sie 
nimmt schon seit vielen Jahrzehnten zu. Die Lebenserwartung bei Geburt ist seit 
1970 um etwa 7,5 Jahre gestiegen. In 2010 betrug sie für Männer 74,8 und für 
Frauen 80,8 Jahre. Ebenfalls zugenommen hat die Lebenserwartung 65jähriger. 
Sie ist um etwa 4,5 Jahre gestiegen. In 2010 betrug sie für Männer 19,3 und für 
Frauen 23,5 Jahre. Das Nebeneinander von niedriger Geburtenrate und steigender 
Lebenserwartung führt dabei zu einer „doppelten“ Alterung der Bevölkerung, da 
sich zur gleichen Zeit die Kohortenstärke der Neugeborenen verringert und die 
Kohorte selbst länger lebt.

Was wird für die Zukunft  angenommen?

Übersicht 2

Prognose der Lebenserwartung

100 000

<50%

>50%

100
Alter

Personen

Eigene Darstellung.



9 | 68

1.  Altenquotient

Bezüglich der Geburtenentwicklung geht das Statistische Bundesamt (2009) von 
der Annahme aus, die Geburtenrate würde in dem Korridor von 1,4 ± 0,2 Kindern 
schwanken, also bei 1,4 Kindern verharren (Annahme: „Konstanz“), ggfl s. auf den 
Wert von 1,6 Kindern zunehmen (Annahme: „leichter Anstieg“) oder auf den Wert 
von 1,2 Kindern zurückgehen (Annahme: „leichter Rückgang“).

Hinsichtlich der Sterblichkeitsentwicklung unterstellt es keine Stagnation, sondern 
einen weiteren Gewinn an Lebensjahren. Dabei werden zwei Annahmen betrach-
tet. „Geringer Anstieg“ bedeutet, dass die Lebenserwartung bei Geburt bis zum 
Jahr 2060 auf 85,0 (Männer) bzw. 89,2 Jahre (Frauen) zunehmen wird. Das ent-
spricht einem weiteren Zuwachs von 7,8 bzw. 6,8 Jahren im Vergleich zur Lebens-
erwartung im Zeitraum 2006/2008. Damit einhergehend wird prognostiziert, dass 
die Lebenserwartung im Alter von 65 Jahren für Männer bei 22,3 und für Frauen 
bei 25,5 Jahren liegen wird; das sind etwa 5 Jahre mehr als in 2006/2008. „Hoher 
Anstieg“ bedeutet, dass die Lebenserwartung bei Geburt für Männer 87,7 und für 
Frauen 91,2 Jahre erreichen wird. Für Männer entspricht dies einem Zuwachs von 
10,6 Jahren und für Frauen von 8,8 Jahren im Vergleich zu 2006/2008. Die Lebens-
erwartung von 65-jährigen Männern wird in diesem Fall 24,7 Jahre (+7,6 Jahre) 
und die von Frauen 27,4 Jahre (+7,0 Jahre) betragen.

Kritisiert wird, dass diese Werte zu gering bemessen sind. Umstritten ist vor 
allem, ob der Anstieg der Lebenserwartung primär daraus resultieren wird, dass 
bei einem konstanten biologischen Maximalalter der Prozentsatz der potenziellen 
Lebensjahre zunehmen oder ob auch das Maximalalter selbst steigen wird. Zur 
Veranschaulichung dieser Kritik wird in Übersicht 2 die Zahl von 100 000 Personen 
und ein Maximalalter von 100 Jahren angenommen. Das entspricht einer Summe 
von 10 Mill. potenziellen Lebensjahren. Vor einem Jahrhundert wurden davon weit 
weniger als 50% realisiert, gegenwärtig sind es weit mehr. Diese Quote wird bei 
einem weiter steigenden medizinisch-technischen Fortschritt in Richtung auf eine 
„rectangular curve“ – in diesem Fall stimmt der Kurvenlauf mit der oberen und 
rechten Rechteckseite überein und die Ausschöpfungsquote ist 100% – zunehmen. 
In der Vergangenheit wurde der Anstieg der Lebenserwartung typischerweise 
unterschätzt. Ist dies auch künft ig der Fall, wird die auf Deutschland zukommende 
Alterswelle größer sein als prognostiziert.

Hinsichtlich der zweiten Saldogröße – der Migrationsentwicklung – zeigt die Ver-
gangenheit, dass Deutschland bereits seit vielen Jahrzehnten ein Zuwanderungs-
land ist, wobei die Nettozuwanderung starken jährlichen Schwankungen unter-
liegt. Für die Zukunft  wird vom Statistischen Bundesamt angenommen, dass die 
Zuwanderungen im Trend weiterhin größer sein werden als die Abwanderungen. 
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Dabei werden zwei Varianten betrachtet, und zwar Nettozuwanderungen von 100 
000 Personen („Untergrenze“) bzw. 200 000 Personen pro Jahr („Obergrenze“). In 
beiden Fällen handelt es sich eher um Setzungen als um theoriegestützte Annah-
men.

Übersicht 1 zeigt ferner, dass es nur vier Ansatzpunkte zur Steuerung der demo-
graphischen Entwicklung gibt, wobei allein die Forderungen nach höheren Gebur-
ten und Zuwanderungen relevant sind. Selbst wenn wirklich bekannt wäre, auf 
welchem Wege die Forderung nach höheren Geburtenzahlen in einer liberalen 
Gesellschaft  umgesetzt werden könnte, würde es viele Jahre dauern, bis steigende 
Kinderzahlen die Erwerbsphase erreichen und den Altenquotienten, der die per-
sonelle Besetzung der Renten- und Erwerbsphase misst, beeinfl ussen. Zuwande-
rungen haben zwar unmittelbaren und – je nach Größenordnung – auch beacht-
lichen Einfl uss auf das Potential an Arbeitskräft en. Die Sarrazin-Kontroverse hat 
jedoch auch für die Politik deutlich gemacht, dass Zuwanderung nicht dasselbe 
ist wie Integration und dass Integrationsprobleme nicht ausgeklammert werden 
sollten. Eine Zunahme des Ausländeranteils würde sie erheblich vergrößern.

Folglich baut das Statistische Bundesamt seine Prognose der Bevölkerungsent-
wicklung auf drei Annahmen zur Geburtenrate, zwei Annahmen zur Lebenser-
wartung und zwei Annahmen zum Wanderungssaldo auf. Daraus resultieren 

Schaubild 1
Prognose der Erwerbs- und Rentnerbevölkerung

in Mill.
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1.  Altenquotient

zwölf Varianten. Kennzeichnend für die von der Bundesregierung (BMI 2011) 
präferierten Variante der „mittleren Bevölkerung“ sind die Annahmen der kon-
stanten Geburtenrate und des geringen Anstiegs der Lebenserwartung. Wird 
dabei eine jährliche Nettozuwanderung von 100 000 Personen unterstellt, erhält 
sie die Bezeichnung 1-W1, wird von einem doppelt so hohen Zuwanderungssaldo 
(200 000 Personen) ausgegangen, wird sie 1-W2 genannt1. 

Wird – trotz angehobener Regelaltersgrenze („Rente mit 67“) – das Alter von 20 
bis 64 Jahren als Erwerbsphase betrachtet, wird sich die Erwerbsbevölkerung in 
den kommenden 10 Jahren eher wenig ändern, dann allerdings erheblich sinken, 
und zwar von gegenwärtig etwa 50 auf 40 Mill. bis 2040, abhängig von der Mig-
rationsentwicklung (Schaubild 1). Das ist ein massiver Rückgang (20%) des für die 
Produktion von Einkommen maximal zur Verfügung stehenden Arbeitsangebotes.

Zugleich wird sich die Altersstruktur der Arbeitsbevölkerung deutlich ändern. 
Im Jahr 2010 befanden sich etwa 20% im jüngeren Erwerbsalter (20 bis unter 
30 Jahre), 50% im mittleren Alter (30 bis unter 50 Jahre) und 30% im höheren 
Alter (50 bis unter 65 Jahre). Demgegenüber werden sich im Jahr 2040 etwa 19% 
im jüngeren, 45% im mittleren und 36% im höheren Erwerbsalter befi nden. Die 
Arbeitsbevölkerung wird daher im Durchschnitt älter werden; im mittleren Alter 
wird sie etwa um den Anteil sinken, um den sie im höheren Alter steigen wird.

Hingegen wird die Rentnerbevölkerung (65 Jahre und älter) von gegenwärtig etwa 
17 auf langfristig 24 Mill. (also um 40%) steigen. Spürbar zunehmen wird vor 
allem die Zahl der Hochbetagten (80 Jahre und älter), und zwar auf etwa 8 Mill. Ihr 
Anteil wird im Jahr 2040 im Bereich von 11% der Gesamtbevölkerung liegen und 
fast demjenigen der Kinder und Jugendlichen entsprechen.

Aufgrund dieser gegenläufi gen Entwicklungen wird sich das Verhältnis zwischen 
der Zahl der Rentner und der der Erwerbspersonen selbst bei einer hohen Net-
tozuwanderung von jährlich 200 000 Personen spürbar zu Lasten der Erwerbs-
personen verschlechtern. Der auf das Alter 65 bezogene Quotient (Bevölkerung 
im Alter von 65 Jahren und darüber je Bevölkerung im Alter von 15 bis 64 Jahren) 
wird bis 2040 von rund 34% (in 2008) auf etwa 60% steigen (Schaubild 2). Er 
wird nicht auf einen Berg klettern, der untertunnelt werden kann, sondern auf 

1  Für das vom Statistischen Bundesamt betrachtete Szenario der „relativ jungen“ Bevölkerung 
(Variante 3-W2) wird von den Annahmen einer leicht steigenden Geburtenrate, eines geringen 
Anstiegs der Lebenserwartung und einer jährlichen Nettozuwanderung von 200 000 Personen 
ausgegangen. Umgekehrt werden für die Variante „relativ alte“ Bevölkerung (Variante 6-W1) die 
Annahmen einer leicht fallenden Geburtenrate, eines hohen Anstiegs der Lebenserwartung und 
einer jährlichen Nettozuwanderung von 100 000 Personen verwendet. 
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ein Hochplateau steigen. Zu einem stärkeren Anstieg der demographiesensitiven 
Ausgaben wird es in etwa einem Jahrzehnt kommen. Der weitaus größte Teil der 
Zunahme wird in den kommenden zwei bis drei Jahrzehnten zu spüren sein, wenn 
die sogenannten Baby Boomer in den Ruhestand gehen.

2. Intergenerative Einkommensverteilung

2.1 Personelles Gerüst

Die Folgen der demographischen Entwicklung sind zwar umfangreich unter den 
Begriff en der intergenerativen Lastverschiebung und des Facharbeitermangels 
untersucht worden. Aber nur Wenigen ist bekannt, welche Dimension sie für die 
Einkommensverteilung zwischen Alt und Jung hat. Warum droht ein Generatio-
nenkonfl ikt? Auf diese Frage gibt Übersicht 3 eine Antwort.

Die Einkommensverteilung zwischen Alt und Jung kann, wie jede andere Ein-
kommensverteilung auch, durch ein personelles und wirtschaft liches Gerüst 
beschrieben werden. Sie stimmt mit dem Produkt aus dem Altenquotienten (Zahl 
der Rentner zur Zahl der Arbeitskräft e) und dem Einkommensquotienten (Durch-
schnittseinkommen der Rentner zu dem der Arbeitskräft e) überein. Beispielhaft  
sei angenommen, es gäbe 300 Rentner mit einem Durchschnittseinkommen von 
1 000 € und 1 000 Arbeitskräft e mit einem Durchschnittseinkommen von 2 000 €. 
Das personelle Gerüst hätte dann einen rechnerischen Wert von 0,3 (300/1 000) 

Schaubild 2
Prognose des Altenquotienten 65
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und das wirtschaft liche Gerüst von 0,5 (1 000/2 000). Der Wert der Einkommens-
verteilung wäre 0,15 (0,3 * 0,5). Verdoppelt sich der Personenquotient (60%) 
und bleibt der Einkommensquotient unverändert (50%), würde sich die genera-
tive Verteilung auf 0,30 (0,6 * 0,5) zu Lasten der Arbeitskräft e verschlechtern. 
Sie bliebe nur dann unverändert, wenn sich der Einkommensquotient halbieren 
würde (25%). Kommt es folglich aufgrund der demographischen Entwicklung zu 
einer Verdoppelung des Altenquotienten, würde dies eine Halbierung des Einkom-
mensquotienten erfordern – andernfalls würde sich die Einkommensverteilung zu 
Lasten der Jungen verschlechtern.

Zugleich wird deutlich, dass es nur zwei Ansatzpunkte gibt, um den Folgen der 
demographischen Entwicklung entgegenzuwirken. Der Personenquotient würde 
dann kleiner werden, wenn die Zahl der Rentner relativ zur Zahl der Arbeitskräft e 
zurückgeht; ferner würde der Einkommensquotient dann sinken, wenn das Durch-
schnittseinkommen der Rentner in Relation zu dem der Arbeitskräft e kleiner wird. 
Diese Ansatzpunkte müssen institutionell umgesetzt werden.

Übersicht 3

Intergenerative Einkommensverteilung

Einkommensverteilung zwischen Alt und Jung =

Zahl der Alten
*

*

Zahl der Jungen

Altenquotient
(personelles Gerüst)

Beispiel:
· 300 Rentner; Pro-Kopf-Einkommen: 1000€; Gesamteinkommen: 300 000€
· 1000 Arbeitskräfte; Pro-Kopf-Einkommen: 
  2000€; Gesamteinkommen: 2 000 000€

Hier hat die Einkommensverteilung den Wert

Einkommensquotient
(wirtschaftliches Gerüst)

Durchschnittseinkommen der Alten

Durchschnittseinkommen der Jungen

300 000
= =

2 000 000

300

1 000

1 000

2 000
0,15

Eigene Darstellung.
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Reformen auf dem Arbeitsmarkt, die zum Ergebnis haben, dass die Arbeitslosig-
keit zurückgeht und die Erwerbsbeteiligung, vor allem die der Frauen und Älteren, 
auf ein dauerhaft  höheres Niveau angehoben wird, vergrößern die Zahl derjeni-
gen, die in der Erwerbsphase Einkommen erwirtschaft en, und verringern die Zahl 
derjenigen, die in der Nacherwerbsphase darauf zurückgreifen. Sie reduzieren 
damit den Druck, den ein steigender Altenquotient auf die intergenerative Ver-
teilung ausübt.

Reformen in der GRV, die eine Basissicherung zum Ergebnis haben, reduzieren 
den Einkommensquotienten, da sie das Volumen der Löhne verringern, das zur 
Finanzierung der Renten beansprucht wird. Auch sie dämpfen den Druck, der von 
einem steigenden Altenquotienten ausgeht.

Der Rückgang des Einkommensquotienten impliziert dabei keineswegs ein abso-
lut sinkendes Einkommen der Rentner. Entscheidend ist, dass es relativ zu dem 
der Arbeitskräft e kleiner wird. Würde in dem genannten Beispiel das Durch-
schnittseinkommen der Rentner um 50% (von 1 000 auf 1 500 €) und dasjenige 
der Arbeitskräft e um 100% (von 2 000 auf 4 000 €) zunehmen, würde sich der 
Einkommensquotient auf 37,5% verringern. Er würde sogar auf 25% sinken, wenn 
die Einkommen der Rentner unverändert blieben.

Daher vergrößert ein höheres Wirtschaft swachstum den politischen Handlungs-
spielraum selbst dann, wenn es – rechnerisch betrachtet – relative Kennziff ern wie 
Ausgaben-, Defi zit- und Schuldenstandsquoten unberührt lässt. Der Einwand, die 
Alternative zur Basissicherung sei ein hohes Wirtschaft swachstum, ist aber nur 
insofern richtig, als es den Weg zur Basissicherung leichter macht.

Für die Beurteilung der demographischen Folgen ist auch nicht das vererbte 
öff entliche Vermögen, sondern sind die von einer Verschlechterung der Verteilung 
ausgehenden Reaktionen entscheidend. Daher geht es auch nicht um die norma-
tive Frage, wie die Beziehungen zwischen der Erwerbs- und der Rentnergene-
ration sein sollten, sondern um die – im wissenschaft stheoretischen Sprachge-
brauch – positive Frage, wie die kleiner werdende Erwerbsgeneration reagieren 
wird, wenn ihr steigende Beträge zur Finanzierung der größer werdenden Nach-
erwerbsgeneration auferlegt werden.

2.2 Wirtschaftliches Gerüst

Aus welchen Gründen kann die demographische Entwicklung auch das wirtschaft -
liche Gerüst in Mitleidenschaft  ziehen?
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Ein erster Grund stellt auf die Entwicklung des Sparens ab. (Netto-)Investitionen 
können als zusätzliche Werkzeuge in den Händen der Arbeitskräft e betrachtet 
werden. Sie vergrößern die Produktivität ihrer Arbeit. Die Aussage, die Arbeits-
produktivität sei von der Kapitalintensität abhängig, richtet sich auf diesen 
Zusammenhang. Die Finanzierung von Investitionen setzt allerdings voraus, dass 
auf Konsum zugunsten von Sparen verzichtet wird. Das gesamtwirtschaft liche 
Sparen wird jedoch durch den Anstieg des Altenquotienten kleiner werden, da die 
Sparquote der Jungen größer ist als die der Alten.2 Wird aber infolge der geringe-
ren Ersparnis weniger investiert, wird dem Bestand an Werkzeugen weniger hin-
zugefügt. Das wiederum führt zu einem geringeren Produktivitätswachstum und 
einem geringeren Wachstum der Reallöhne. Zwar führt ein Rückgang der natio-
nalen Ersparnis nicht zwingend zu einem Rückgang der privaten Investitionen, da 
diese auch durch das Ausland fi nanziert werden können. Fraglich ist jedoch, ob 
das Ausland die Lücke angesichts der absehbaren demographischen Entwicklung 
in Deutschland schließen wird. Gleicht das Ausland den Verlust an Ersparnis nicht 
aus, geht die inländische Investition zurück.

Ein zweiter Grund bezieht sich auf den Altersdurchschnitt der Erwerbsbevölke-
rung. Da nicht nur der Umfang der Erwerbsbevölkerung abnehmen, sondern auch 
ihr Durchschnittsalter zunehmen wird, kann mit einem reduzierten Wachstum 
der Produktivität gerechnet werden, sofern die Arbeitsproduktivität in ähnlicher 
Weise vom Altersdurchschnitt der Erwerbstätigen abhängt wie die Kapitalproduk-
tivität vom Altersdurchschnitt der Maschinen („vintage-approach“). Demgegen-
über stellt der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaft lichen 
Entwicklung (SVR 2011) darauf ab, dass mit steigendem Alter der Beschäft igten 
zwar einerseits deren physische Leistungsfähigkeit und ihr kognitives Wissen 
abnimmt, andererseits aber ihr Erfahrungswissen zunimmt, so dass es – einen 
Ausgleich dieser Teilprozesse voraussetzend – trotz der Alterung der Erwerbs-
bevölkerung zu einer weitgehenden Konstanz der Arbeitsproduktivität kommen 
kann. Dies unterstellt im Ergebnis auch die Bundesregierung. Sie geht davon aus, 
dass die Wachstumsrate der Produktivität nur wenig unter dem Betrag liegen 
wird, der den Zeitraum der vergangenen dreißig Jahre gekennzeichnet hat. Sie 
nimmt an, dass die Arbeitsproduktivität langfristig vom technischen Fortschritt 
abhängt und dass dieser von der demographischen Entwicklung nicht beeinfl usst 
wird. Insofern resultiert ihre Wachstumsprognose auch nicht aus einer pessimis-
tischen Beurteilung des Produktivitätswachstums, sondern spiegelt die demogra-
phische Prognose der Erwerbsbevölkerung wider.

2  Auf diesen Sachverhalt stellt Diamond (1965) ab. Lee, Mason (2011) berichten über internatio-
nale Entwicklungen. Vgl. auch Kotlikoff /Burns (2012).
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3. Tragfähigkeitsberichte

3.1 Tragfähigkeitslücke

Die Proteste gegen die vor einem Jahrzehnt auf dem Arbeitsmarkt und in der GRV 
umgesetzten Regelungen waren groß. Waren die Maßnahmen ausreichend, so 
dass die Sozialpolitik unverändert fortgesetzt werden kann – oder sind weitere 
konfl iktreiche Anpassungen notwendig? Auf diese Frage geben die Tragfähigkeits-
berichte der Bundesregierung (BMF 2011; Werding, Hener 2011) eine Antwort. Das 
Ergebnis ist: Die Sozialpolitik ist nach wie vor weit von einer tragfähigen Entwick-
lung entfernt.

Die Tragfähigkeitsberichte erstrecken sich auf den Gesamtumfang der bundes-
staatlichen Verschuldung (Übersicht 4). In der jährlichen Haushaltsdebatte geht 
es hingegen nur um einen vergleichsweise kleinen Teilbereich der Gesamtver-
schuldung – um die staatliche Kapitalmarkt- oder sogenannte explizite Verschul-
dung. Ausgeklammert wird der Umfang der Ressourcen, der langfristig benötigt 
wird, um auch die aus dem Sozialsystem resultierenden impliziten Schulden3 zu 
bezahlen. Um dieses Manko aufzufangen, werden die Tragfähigkeitsberichte dem 
Haushalt und der Mittelfristigen Finanzplanung fl ankierend an die Seite gestellt; 
sie sind nicht Bestandteil der Haushaltsdebatte.

Wie groß ist der Gesamtumfang der Staatsverschuldung? Der richtige Maßstab 
zur Beantwortung dieser Frage ist die intertemporale Budgetbeschränkung (Kot-
likoff , Burns 2004). Sie fordert, dass alle zukünft igen Ausgaben durch künft ige 

3  Die Bezeichnung „implizite Verschuldung“ wird häufi g kritisiert. Bemängelt wird zudem, dass 
die staatliche Kapitalmarktverschuldung („explizite Verschuldung“) und die Verpfl ichtungen des 
Sozialsystems („implizite Verschuldung“) Eins zu Eins addiert werden und als Gesamtverschul-
dung bezeichnet wird.

Übersicht 4

Ziele der Tragfähigkeitsberichte

Tragfähigkeitsberichte berichten über 

 � den Gesamtumfang der bundesstaatlichen Verschuldung,

 � die Auswirkungen des steigenden Altenquotienten auf besonders 
 demographiesensitive Ausgabenbereiche, 

 � die für das Schließen der Tragfähigkeitslücke besonders wichtigen 
 Maßnahmenbereiche.
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Einnahmen beglichen werden können. Diese Forderung ist nicht nur vom Privat-, 
sondern auch vom Staatshaushalt einzulösen. Auch er muss seine Verbindlichkei-
ten bezahlen, unabhängig davon, ob sie aus Staatsanleihen oder Sozialleistungen 
resultieren. Dementsprechend kann die Sozialpolitik nur dann unverändert fort-
gesetzt werden, wenn sie trotz der demographischen Ausgabeneff ekte die inter-
temporale Budgetbeschränkung einhält. Ist das nicht der Fall, entsteht eine Trag-
fähigkeitslücke. Sie benennt den Betrag des primären Finanzierungssaldos (in % 
des laufenden Bruttoinlandsprodukts, BIP), der zur Einlösung der intertemporalen 
Budgetbeschränkung erforderlich ist.4

Kritisiert wird nicht nur der Maßstab der intertemporalen Budgetbeschränkung, 
sondern auch die Vorgehensweise der Diskontierung. Eingewandt wird, dass die 
für die Ermittlung der Gesamtverschuldung gewählte Diskontierungsrate will-
kürlich festgelegt werde. Dieser Hinweis überschätzt den Handlungsspielraum 
erheblich. Über die Höhe der Diskontrate kann nur in engen Grenzen gestritten 
werden, da sie nicht nur eine wirtschaft liche, sondern auch ethische Dimension 
hat. Eine hoch angesetzte Rate hätte eine Diskriminierung künft iger Generationen 
zur Folge.5 Dies ist aus dem Blickwinkel der Verantwortung, die die heutige Gene-
ration notwendigerweise wahrnehmen muss, nicht akzeptabel. Zudem kommt 
es auf die Diff erenz zwischen der Höhe der Diskont- und der Wachstumsrate an 
und nicht auf die Höhe der Diskontrate allein. In den Tragfähigkeitsberichten wird 
unterstellt, dass die Diskontrate der Realverzinsung langfristiger Staatspapiere 
entspricht. Dass der Realzins langfristig oberhalb des Wirtschaft swachstums lie-
gen muss, ist zwingend. Daher kann die Diskontrate auch aus wirtschaft lichen 
Gründen nicht beliebig hoch angesetzt werden..

Unterschiede in der Ermittlung des Umfangs der Staatsverschuldung resultieren 
auch aus der divergierenden Vorgehensweise von Bundesregierung und SVR. Bei 
der Erstellung der Tragfähigkeitsberichte geht es unter anderem um die Konzep-
tion des für die lange Frist geeigneten Modells. Es wird Basisszenario genannt und 
stützt sich auf das demographische Modell der mittleren Bevölkerung sowie auf 
ein darauf abgestimmtes ökonomisches Modell. Während die Bundesregierung 
ein Basisszenario mit Bandbreiten (günstigere Entwicklung (Basisvariante T+) und 
ungünstigere Entwicklung (Basisvariante T-)) präferiert, unterscheidet der SVR 
nicht zwischen verschiedenen Basisvarianten.

4  Auf EU-Ebene wird der anhand der intertemporalen Budgetbeschränkung ermittelte Tragfä-
higkeitsindikator mit S2 bezeichnet.

5 Wird nach dem Motto „Nach mir die Sintfl ut“ entschieden, wird sie faktisch unendlich hoch 
angesetzt. In diesem – keineswegs seltenen – Fall sind die heute Lebenden nicht bereit, Verantwor-
tung für die Zukunft zu übernehmen.
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Ferner legt der SVR seiner Prognose eine jährliche Nettozuwanderung von 
100 000 Personen zugrunde, während die Bundesregierung von 200 000 Personen 
ausgeht. Dieser Unterschied ist nicht das Ergebnis divergierender Wachstumser-
wartungen. Zur Beurteilung der Auswirkungen der demographischen Entwicklung 
kann das Wirtschaft swachstum nicht exogen vorgegeben, sondern muss endogen 
– mittels einer Produktionsfunktion – bestimmt werden. In dieser Hinsicht besteht 
kein Unterschied zwischen der Auff assung der Bundesregierung und der des SVR.

In den Tragfähigkeitsberichten werden die gesamtstaatlichen Ausgaben und Ein-
nahmen sowie die Finanzierungssalden und die daraus resultierende Verschul-
dung unter Status quo-Bedingungen (jedoch ohne Berücksichtigung der neuen 
Schuldenregel) prognostiziert. In Übersicht  5 wird überblicksartig dargestellt, 
welche Ausgabenbereiche dabei als besonders demographiesensitiv betrachtet 
und welche Annahmen hinsichtlich der sonstigen Ausgaben sowie der Einnahmen 
getroff en werden.6 Hiervon ausgehend müsste nach Einschätzung der Bundesre-

6 In 2010 lag der Gesamtwert der demographiesensitiven Ausgaben bei etwa 60% des gesamt-
staatlichen Haushalts bzw. 30% des BIP.

Übersicht 5

Demographiesensitive Ausgabenbereiche

Eigene Darstellung.

Einnahmen

demographische-sensitive Ausgaben

Annahme:
Konstanz in Relation
zum Bruttoinlandsprodukt

Annahme:
Konstanz in Relation

zum Bruttoinlandsprodukt

· Alterssicherung
· Gesundheit und Pflege 
· Arbeitslosigkeit
· Bildung und Familien

sonstige 
Ausgaben

Staatshaushalt

Ausgaben
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gierung der primäre Finanzierungssaldo ab sofort und auf Dauer (Jahr für Jahr) 
um 2,1% (Basisvariante T+) bis 5,2% (Basisvariante T-) des jeweiligen BIP auf-
gestockt werden, damit der Haushalt trotz der erfolgten Anpassungen langfristig 
tragfähig ist, während der SVR den Wert präziser fasst und die Tragfähigkeitslü-
cke auf 3,1% veranschlagt.

Angesichts dieses ernüchternden Ergebnisses stellt sich auch die Frage nach der 
Infl ation als Problemlöser. Kann ein Staat die an ihn gerichteten Forderungen 
nicht bezahlen, ist er bankrott. Den Bankrott kann er dadurch abzuwehren ver-
suchen, dass er die Notenbank auff ordert, Geld für das Bezahlen der Rechnungen 
zu drucken, auch wenn dies zur Infl ation führt. Es wäre zwar falsch, der Politik 
zu unterstellen, sie würde dieses Ziel verfolgen. Es wäre aber nicht falsch, davon 
auszugehen, dass sie reale Leistungskürzungen durch Infl ation als Kollateralscha-
den und als das kleinere Übel (im Vergleich zu nominalen Leistungskürzungen) 
betrachten würde.

Erschreckend ist auch die Forderung nach einer Rücknahme der erfolgten Anpas-
sungen. Auf die daraus resultierenden Konsequenzen machen die Tragfähigkeits-
berichte dadurch aufmerksam, dass ausgewählte Annahmen variiert werden. Die 
größten Eff ekte haben abweichende Annahmen zum Anstieg der Lebenserwar-
tung. Eine wesentlich stärker steigende Lebenserwartung treibt die Tragfähig-
keitslücke in die Höhe, während eine weniger stark steigende Lebenserwartung 
die gegenteilige Wirkung hat. Deutliche Konsequenzen haben auch geänderte 
Annahmen zur Migration. Verantwortlich dafür ist die Annahme, dass höhere 
jährliche Nettozuwanderungen keine zusätzlichen Ausgaben erfordern, sondern 
allein zu höheren Einnahmen führen. Nicht minder bedeutsam sind geänderte 
Annahmen zur Arbeitsmarktentwicklung. Sie ist nicht allein für die Finanzierung 
der Arbeitslosigkeit, sondern für die der gesamten sozialen Sicherungssysteme 
von großer Bedeutung. Ein noch stärkerer Rückgang der Arbeitslosigkeit würde 
die Tragfähigkeitslücke stark senken, während ein weniger starker Rückgang oder 
eine wieder zunehmende Arbeitslosigkeit die Lücke deutlich vergrößern würde. 
In dieselbe Richtung weist die Anpassung der Lebensarbeitszeit. Während eine 
Rücknahme der „Rente mit 67“ die Lücke stark erhöhen würde, könnte sie durch 
eine „Rente mit 69“ (ab dem Jahr 2029) spürbar reduziert werden.

Zutreff end ist, dass die Tragfähigkeitsberichte nur über die rechnerische Größen-
ordnung des politischen Handlungsbedarfs und nicht über den einzuschlagenden 
Konsolidierungsweg informieren. Sie zeigen, wie groß der Handlungsbedarf ins-
gesamt ist. Sie zeigen nicht, auf welche Weise die Tragfähigkeitslücke geschlos-
sen werden sollte. Sie zeigen auch nicht, in welchen Politikbereichen gehandelt 
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werden sollte. Hier wird für Anpassungen auf der Ausgaben- und nicht für Anpas-
sungen auf der Einnahmenseite plädiert. Der Weg, die Tragfähigkeitslücke durch 
höhere Einnahmen (Steuer- ebenso wie Beitragseinnahmen) zu schließen, würde 
das Potential eines Generationenkonfl iktes in die Höhe treiben. Nach Einschätzung 
des SVR wäre dafür rechnerisch7 eine Steigerung

 � des Aufk ommens der Einkommensteuer (inkl. Abgeltungssteuer und Solidari-
tätszuschlag) um mehr als 40% oder (alternativ)

 � des Aufk ommens der Mehrwertsteuer um mehr als 40% oder (alternativ)

 � der Summe aller Beitragssätze zur Sozialversicherung bis 2060 auf rd. 45%

notwendig. Die Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt wären fatal.

Schließlich stellt sich die Frage nach den Folgen einer verzögerten Lückenschlie-
ßung. Wird das Schließen der Tragfähigkeitslücke aufgeschoben, steigt der Schul-
denstand stärker als in den Berechnungen unterstellt, daraus wiederum folgt ein 
höherer Konsolidierungsbedarf. Daher führt ein Zurückstellen zu einem Anstieg 
der Tragfähigkeitslücke. Zudem schrumpfen die politischen Anpassungsmöglich-
keiten und die notwendigen Maßnahmen sind mit größeren Härten verbunden.8 

3.2 Generationenbilanzen

Es sind nicht nur Tragfähigkeitsberichte, sondern auch Generationenbilanzen 
hilfreich, da sie unmittelbar über die intergenerativen Verteilungswirkungen 
berichten (Raff elhüschen 1999). Für sie gab es jedoch keine ausreichende politi-
sche Unterstützung. Auf Seiten der Ressorts war bereits die Bereitschaft  gering, 
Tragfähigkeitsberichte zu erstellen, um der Frage nachzugehen, wie sich die für 
wahrscheinlich gehaltene demographische Entwicklung unter Berücksichtigung 
der schon erfolgten Anpassungen auswirken wird.

Zwischen Tragfähigkeitsberichten und Generationenbilanzen bestehen keine 
prinzipiellen Unterschiede. Während erstere auf den Zeitpfad der Verschuldung 
abstellen, richten letztere das Augenmerk auf den Generationenpfad der Ver-
schuldung. Dafür benötigen sie einen größeren Dateninput, da zusätzliche Infor-
mationen über die Auswirkungen der Finanzpolitik auf Geburtsjahrgänge bzw. 
zu Generationen zusammengefassten Geburtsjahrgängen erforderlich sind. Der 

7 Rechnerisch bedeutet: Substitutionswirkungen werden nicht in Betracht gezogen.

8 Diese Konsequenz wird ausgeblendet, wenn auf die Frage, wann dem Generationenkonfl ikt 
vorgebeugt werden soll, mit dem Hinweis geantwortet wird, dass es „allein unsere Pfl icht ist, an 
die nächste Wahl zu denken“.
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Einwand, dies würde die personellen Kapazitäten der Ressorts bei Weitem über-
schreiten, ist nicht überzeugend, da auch die Erstellung von Generationenbilanzen 
– ebenso wie die von Tragfähigkeitsberichten – Dritten übertragen werden kann.

Eine Verpfl ichtung zur Vorlage von Generationenbilanzen hätte disziplinierende 
Wirkung und würde das Potential für einen Generationenkonfl ikt reduzieren. Die 
Bundesregierung verlangt zwar seit einigen Jahren, dass sämtliche Ressorts bei 
der Vorlage von Gesetzesentwürfen auf deren Generationenfolgen aufmerksam 
machen. Dieser Vorschrift  wird aber in materieller Hinsicht nicht gefolgt.9 Der 
Gesetzgeber sollte daher die Erstellung von Generationenbilanzen zur unabding-
baren Pfl icht machen. Er sollte sämtliche Ressorts bei der Vorlage von Gesetzes-
entwürfen verbindlich anweisen, Generationenbilanzen vorzulegen, die über die 
generativen Auswirkungen der vorgesehenen gesetzlichen Regelungen informieren.

4. Kettenbriefpolitik

4.1 Politischer Wettbewerb

Über viele Jahre hinweg standen schulden- und umlagefi nanzierte Staatsausga-
ben im Mittelpunkt der Generationenpolitik. Faktisch war sie eine Kettenbriefpo-
litik. Den heutigen Jungen wurde genommen, um es den heutigen Alten zu geben, 
und die Rechnungen wurden an die morgigen Jungen weitergereicht. Die demo-
graphische Entwicklung macht jedoch ein Umdenken notwendig, da die Gruppe 
der morgigen Jungen von Jahr zu Jahr kleiner werden wird und der an sie weiter-
gereichte Rechnungsbetrag immer größer werden würde.

Für den größten Teil der Bevölkerung wird die Alterssicherung institutionell durch 
die GRV umgesetzt. Sie ist umlagefi nanziert, so dass die gegenwärtige Arbeitsge-
neration unmittelbar für diejenigen Leistungen bezahlt, die durch die im Ruhe-
stand befi ndliche Generation in Anspruch genommen werden.10 Diese Vorgehens-

9 Der Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung, dem die Prüfung obliegt, konstatiert 
zwar in formaler, nicht aber in materieller Hinsicht Fortschritte.

10 Um Missverständnissen vorzubeugen: Zutreff end ist zwar, dass den Rentnern im Umlagever-
fahren das von den Erwerbstätigen erwirtschaftete Einkommen unmittelbar zugewiesen, Vermö-
gen zur Finanzierung der Leistungen also nicht gebildet wird. Daraus folgt aber nicht, dass die 
umlagefi nanzierte Rentenversicherung keiner Ersparnis bedarf. Gleichwohl wird das Kapitalde-
ckungsverfahren gern als Sparkasse und das Umlageverfahren als Einkommensumverteilung be-
zeichnet. Damit wird suggeriert, nur im Kapitaldeckungsverfahren, nicht aber im Umlageverfahren 
werde auf Konsum verzichtet. Das ist falsch. Da die Bürger in der Erwerbs- und in der Altersphase 
Güter für ihren Lebensunterhalt benötigen, sie jedoch allein in der Erwerbsphase in der Lage sind, 
diese zu produzieren, muss in der Erwerbsphase stets Konsumverzicht geleistet werden – mit dem 
Ziel, diesen in die Altersphase zu transferieren.
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weise setzt jedoch voraus, dass die nachfolgende Generation hinreichend hohe 
Einkommen produziert, um die der vorhergehenden Generation versprochenen 
Leistungen zu fi nanzieren. In der Vergangenheit war es vergleichsweise einfach, 
dieses Versprechen einzuhalten, weil die nachfolgende mehr Arbeitskräft e hatte 
als die vorhergehende Generation. Aufgrund der demographischen Entwicklung 
wird es aber dann, wenn die gegenwärtige Generation in den Ruhestand geht, 
nicht genug Arbeitskräft e geben, um dieses Versprechen einzulösen. Der Einwand, 
dass – mit Bezug auf das sogenannte Ricardianische Äquivalenz- oder Barrosche 
Neutralitätstheorem – Änderungen aus altruistischen Gründen nicht notwendig 
sind, läuft  ins Leere.11

Für die praktizierte Generationenpolitik ist letztlich der politische Wettbewerb 
verantwortlich, der wiederum unserer Forderung nach Demokratie und dem 
durch Wählerstimmen herbeigeführten Anbieterwechsel entspricht. Daher sollte 
auch das „Schielen nach Stimmen“ nicht unethisch handelnden Politikern ange-
lastet werden. Dem politischen Wettbewerb ist es geschuldet, dass Regierungen 
eine hohe Gegenwarts- und eine geringe Zukunft spräferenz haben, dass sie die 
Rechnungen lieber der morgigen als der heutigen Generation übergeben und zu 
diesem Zweck auch in die Konjunkturkasse greifen.12  Der politische unterscheidet 
sich zwar in vielen Details vom wirtschaft lichen Wettbewerb, nicht zuletzt im Dif-
ferenzierungsgrad des Angebotes. Einen prinzipiellen Unterschied gibt es jedoch 
nicht. Das Nutzen/Kosten-Kalkül der Unternehmen richtet sich auf Gewinne, das-
jenige der Politik auf Stimmen. Dementsprechend wird die wirtschaft liche Ren-
dite in Gewinnen und die politische Rendite in Stimmen gemessen. Das bedeutet 
nicht, dass moralische Appelle unbeliebt sind; in der politischen Praxis spielen sie 
aber keine wirklich wichtige Rolle. Dort kommt es auf die Stimmenwirkungen des 
Angebots an. Wird erwartet, dass der Saldo positiv ist, wird das Angebot unter-
breitet; wird ein negativer Saldo erwartet, unterbleibt es.

Da die Antwort auf die Frage, welche Instrumente zur Finanzierung der Genera-
tionenpolitik herangezogen und in welchem Umfang sie genutzt werden, von der 
erwarteten Stimmenentwicklung abhängig gemacht wird, ist es notwendig, sich 
mit dem politischen Nutzen und den politischen Kosten der staatlichen Kapital-
marktverschuldung sowie des Finanzierungsverfahrens der Umlage zu befassen. 
Auf der Nutzenseite sind es vor allem zwei Sachverhalte, die beide Instrumente 

11 Populär ist auch der Einwand, die heutigen Jungen wären die morgigen Alten, so dass sich die 
Jungen selbst schaden würden, wenn es zu einer Basissicherung käme. Damit wird nichts anderes 
als eine Fortsetzung der Kettenbriefpolitik gefordert.

12 Die hohe Gegenwarts- und geringe Zukunftspräferenz spiegelt sich auch in dem Gewicht der 
lobbyistischen Organisationen wider. Während die Gegenwart eine große Lobby hat, ist die Zukunft 
nur dünn vertreten.
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attraktiv machen. Zum einen kann das Angebot von Leistungen auf bestimmte 
Bevölkerungsgruppen konzentriert, die Finanzierung des Angebots aber breit 
gestreut werden. Die Rechnungen können auch den Kindern hinterlassen werden. 
Ferner können den Alten Leistungen ohne Vorfi nanzierung angeboten werden, da 
das Umlageverfahren eine Finanzierung „aus dem Stand heraus“ möglich macht.

4.2 Kostenanstieg

Hat sich das Nutzen/Kosten-Kalkül in den letzten Jahren zugunsten einer neuen 
Generationenethik geändert? Sicherlich nicht. Geändert haben sich aber die poli-
tischen Kosten. Die Gründe sind:

 � Staatliche Kapitalmarktschulden können den politischen Handlungsspielraum 
massiv reduzieren, was unter anderem die Tragfähigkeitsberichte der Bun-
desregierung deutlich machen.

 � Hohe Schuldenquoten haben gravierende Wachstumsschäden zur Folge, wor-
auf vor allem die Studien von Reinhart und Rogoff  (2009) hinweisen.

 � Die Bevölkerung befürchtet ein „Weginfl ationieren“ der Verschuldung.

 � Das Umlageverfahren treibt die Arbeitskosten nach oben und die Arbeitsnach-
frage nach unten, was angesichts der demographischen Entwicklung höchst 
kontraproduktiv ist.

Das Ergebnis ist: Im Nutzen/Kosten-Kalkül der Politik haben die Kosten einen grö-
ßeren Stellenwert bekommen.

5.  Kapitalmarkt

5.1 Neue Schuldenregel

Das Interesse der Politik, die Rechnungen den Kindern zu übergeben, wurde früh 
gesehen. Aus diesem Grund wurde in der Verfassung als institutionelles Gegen-
gewicht die Regelung geschaff en, den Kapitalmarktumfang der staatlichen Neu-
verschuldung auf die Höhe der staatlichen Investitionen zu begrenzen. Wirksam 
war diese alte Schuldenregel jedoch nicht, da es einfach war, Konsum- als Inves-
titionsausgaben zu deklarieren oder eine Störung des gesamtwirtschaft lichen 
Gleichgewichts zu bemühen. Wurde gegen den verabschiedeten Haushalt geklagt 
und beurteilte das Bundesverfassungsgericht diesen als verfassungswidrig, 
wurde das Urteil halt schulterzuckend zur Kenntnis genommen. Daher kannte die 
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staatliche Kapitalmarktverschuldung im Trend nur die Richtung nach oben. Sie ist 
von etwa 20% in 1970 auf 80% in 2010 gestiegen, hat sich also in den vergangenen 
vier Jahrzehnten vervierfacht (in % des BIP).

Was sind die Ursachen des Anstiegs? Von allen Parteien wurde stets behauptet, 
die vorgesehene Kreditaufnahme diene der Finanzierung zusätzlicher Investitio-
nen und habe eine hohe Wachstums- und Selbstfi nanzierungswirkung. Mit den 
zusätzlichen Schulden wurden aber keine zusätzlichen staatlichen Investitionen 
(in % des BIP) fi nanziert. Der Trend ist vielmehr rückläufi g; es wurde nicht mehr, 
sondern weniger investiert. Der ebenfalls beliebte Einwand, für den Schulden-
anstieg seien Rezessionen verantwortlich, ist nur insofern richtig, als diese den 
Impuls für eine Ausweitung der Verschuldung geliefert haben. Sie erklären jedoch 
nicht, warum anschließend das Niveau nicht wieder reduziert wurde. Der Hyste-
rese-Eff ekt kann damit nicht begründet werden. Bei dem Hinweis auf die Keynesi-
anische Konjunkturpolitik wurde ausgeklammert, dass Budgetdefi zite in Rezessi-
onszeiten durch Budgetüberschüsse in Boomzeiten ausgeglichen werden sollten, 
um sicherzustellen, dass die Staatsverschuldung langfristig nicht kontinuierlich 
wächst. Schließlich ist der Verweis auf die Wiedervereinigung nicht haltbar, weil 
die Schuldenstandsquote bereits vor dem Jahr 1990 um das Doppelte gestiegen ist. 
Alle in diese Richtung gehenden Argumente sollen nur darüber hinwegtäuschen, 
dass die Stimmen der gegenwärtigen Generation gekauft  und die Rechnungen den 
Kindern hinterlassen wurden.

Erst dadurch, dass die politischen Kosten der Staatsverschuldung ein größeres 
Gewicht bekommen haben, ist es zu einer Kehrtwende und der neuen Schulden-
regel gekommen, auf die sich der Bund und die Länder in 2009 verständigt haben. 
Danach verpfl ichtet sich der Bund, sein strukturelles Defi zit weitestgehend zurück-
zuführen. Im normalen Konjunkturverlauf – eine konjunkturell bedingte Verschul-
dung ist weiterhin zulässig – kann er sich maximal bis zu einem Grenzwert von 
0,35% – das ist ein nahezu ausgeglichener Haushalt – des BIP neu verschulden. 
Die Länder verpfl ichten sich, ihre Neuverschuldung vollständig abzubauen. Die 
neue Regel tritt nach einer Übergangsperiode ab 2016 (für den Bund) und 2020 
(für die Länder) voll in Kraft  (zu den Details vgl. BMF o.J.).

Dass die neue Schuldenregel ambitioniert ist und einen deutlichen Rückgang der 
im Haushalt ausgewiesenen Schuldenstandsquote impliziert, zeigt Übersicht  6. 
Langfristig entsprechen die Schuldenstandsquoten dem Quotienten aus der Defi -
zitquote und dem Wirtschaft swachstum (jeweils gemessen in % des BIP).
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 � Bei einer Wachstumsrate von 5% resultiert aus einer Defi zitquote von 3% eine 
Schuldenstandsquote von 60% (0,03 / 0,05). Sie stimmt mit dem Maastricht-
Referenzwert überein.

 � Bei diesem Wirtschaft swachstum hätte eine Defi zitquote von 0,35% eine 
Schuldenstandsquote von 7% (0,0035 / 0,05) zur Folge.

 � Bei einer langfristigen Wachstumsrate des BIP von 4%, die in etwa den Vor-
stellungen der Bundesregierung entspricht, würde eine Defi zitquote von 
0,35% zu einer Schuldenstandsquote von 8,75% (0,0035 / 0,04) führen.

Hier wird deutlich, warum die europäischen Unterzeichnerstaaten dem so 
genannten Fiskalpakt („Vertrag über Stabilität, Koordinierung und Steuerung in 
der Wirtschaft s- und Währungsunion“) nur zögerlich zugestimmt und Bedenken 
gegen eine Verankerung des strukturellen Defi zits in ihrer Nationalverfassung 
geltend gemacht haben.

Dass die neue Schuldenregel – trotz der weiterhin bestehenden Schlupfl öcher – 
restriktiver wirkt als die alte Schuldenregel, liegt vor allem daran, dass der Bund 
ein eigenständiges Interesse an einer Rückführung seiner Kapitalmarktverschul-
dung hat. Zudem wird sie durch eine institutionell schärfer gefasste Regelung 
fl ankiert, die sich erstens auf das BIP und nicht mehr auf die Investitionsausgaben 
bezieht, die zweitens den Hinweis auf eine Störung des gesamtwirtschaft lichen 
Gleichgewichts erschwert, und die drittens den Ausweg der außerbudgetären 
Verschuldung durch Sondervermögen versperrt. Ferner werden dem Finanzpla-
nungsrat größere Befugnisse zur Disziplinierung der Länder zugewiesen, um die 
Kollektivgutproblematik zu reduzieren.

Übersicht 6

Schuldenstandsquote in Abhängigkeit von der 

Veränderungsrate des Bruttoinlandsprodukts und der Defi zitquote

in %

Defi zitquote

3 1 0,5 0,35

Wachstumsrate
des BIP

3 100 33,3 16,6 11,6

4 75 25 12,5 8,75

5 60 20 10 7
Eigene Darstellung.
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In dieser Kollektivgutproblematik liegt zugleich eine Schwäche der Schuldenre-
gel. Bekannt ist, dass das Angebot von Kollektivgütern zu strategischem Verhalten 
führt. An dieser Stelle werden verschiedene Bundesländer auf ihre „systemische“ 
Bedeutung verweisen und zusammen mit dem zeitgleichen Auslaufen der gesetz-
lichen Grundlage für den Länderfi nanzausgleich darauf pochen, im Länderfi nanz-
ausgleich einen größeren Betrag zugewiesen zu bekommen, um das Einhalten der 
neuen Schuldenregel sicherzustellen.

5.2 Umlage- und Kapitaldeckungsverfahren

Politisch attraktiv sind nicht nur schulden-, sondern auch umlagefi nanzierte 
Staatsausgaben. Daher würde eine Gewichtsverschiebung zu Gunsten des Kapi-
taldeckungsverfahrens die Neigung der Politik verringern, den Alten Leistungen 
anzubieten, die von den Jungen bezahlt werden müssen. Aus diesem Grund wird 
hier für das Kapitaldeckungsverfahren geworben. Es ist dem Umlageverfahren 
nicht aus allokationspolitischen Gründen überlegen, sondern es ist ein vertei-
lungspolitisches – vor allem generationenpolitisches – Gegengewicht. Während 
die Allokationswirkungen des Kapitaldeckungsverfahrens typischerweise über-
schätzt werden, werden die Verteilungswirkungen typischerweise unterschätzt.

Zudem könnten die Umverteilungswirkungen niedriger Geburtenraten weitge-
hend vermieden werden. Die Ursachen des Anstiegs des Altenquotienten sind 
sowohl die steigende Lebenserwartung als auch die niedrige Geburtenrate. Die 
Folgen sind jedoch unterschiedlich. Der Anstieg der Lebenserwartung bewirkt, 
dass Leistungen zum Beispiel der Kranken- und Pfl egeversicherung potenziell 
über einen längeren Zeitraum in Anspruch genommen werden können. Dem-
gegenüber löst die niedrige Geburtenrate einen Umverteilungseff ekt aus, der in 
einem Kapitaldeckungsverfahren nicht anfallen würde.

Zumeist wird jedoch für das Kapitaldeckungsverfahren mit einem größer werden-
den Kapitalangebot und höheren Renditen geworben. Diese allokationspolitische 
Begründung ist zweifelhaft . Die Erwartung eines steigenden gesamtwirtschaft li-
chen Kapitalangebots ist unsicher, weil ausgeblendet wird, dass dem Sparen der 
Erwerbstätigen ein Entsparen der Rentner gegenübersteht. Zwischen der Spar-
quote der Beitragszahler und der des Kapitaldeckungsverfahrens, also des Finan-
zierungssystems, sollte aber deutlich getrennt werden. Die Sparquote des Kapi-
taldeckungsverfahrens ist das Ergebnis des Sparens der Beitragszahler (in der 
Erwerbsphase) und des Entsparens der Rentenbezieher (in der Altersphase). Da es 
in jeder Periode zur gleichen Zeit Versicherte mit positiver und negativer Ersparnis 
gibt, ist die Sparquote des Kapitaldeckungsverfahrens folglich eine Saldogröße, 
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und diese ist nicht grundsätzlich positiv. Sie unterscheidet sich nicht zwangsläufi g 
von der des Umlageverfahrens, die defi nitionsgemäß Null ist. Insofern ist bereits 
aus diesem Grund die Erwartung höherer Erträge des Kapitaldeckungsverfahrens 
fragwürdig, da es ohne eine höhere gesamtwirtschaft liche Ersparnis auch keine 
höhere gesamtwirtschaft liche Rendite gibt.

Dieser Sachverhalt kann an einem einfachen Beispiel verdeutlicht werden (aus-
führlich im Anhang). In Übersicht 7 wird angenommen, dass die Erwerbsphase 
10 und die Nacherwerbsphase 5 Perioden umfasst, dass die Sterberate jeder in 
das Erwerbsleben eintretenden Kohorte 1% beträgt (folglich geht die Zahl der 
Erwerbs personen von 100 auf 86,9 zurück) und dass jede neu in das Erwerbsleben 
eintretende Kohorte um 1% größer ist als die vorhergehende (folglich beträgt die 
Zahl der Erwerbspersonen 115 Personen in Periode 15). Der Rentnerquotient der 
in Periode  1 im Erwerbsleben befi ndlichen Kohorte hat hier den Wert 46%; er 
entspricht der Relation zwischen der Summe derjenigen, die sich in der Renten-
phase befi nden, und der Summe derjenigen in der Erwerbsphase. Demgegenüber 
stimmt der Perioden-Rentnerquotient mit der Relation zwischen der Summe der 
Versicherten der Periode in der Altersphase und der Summe der Versicherten der 
Periode in der Erwerbsphase überein. Er hat für die Periode 15 den Wert 43%.13

13 Im Gleichgewicht bestehen zwischen dem Kohorten- und dem Perioden-Quotienten mittels 
der Wachstumsrate der Bevölkerung (n) herstellbare Beziehungen. Bei stationärer Bevölkerung 
(n=0) stimmen beide Quotienten überein.

Übersicht 7

Kohorten- und Periodenanalyse

Erwerbsphase (T=A bis T=B-1) Altersphase (T=B bis T=C-1)

Pe
ri

od
en

 (t
 =

 1
 b

is
 t 

= 
15

)

A A+1 A+2 A+3 A+4 A+5 A+6 A+7 A+8 A+9 B B+1 B+2 B+3 B+4

1 100,0
2 101,0 99,0
3 102,0 98,0
4 103,0 97,0
5 104,1 96,1
6 105,1 95,1
7 106,2 94,2
8 107,2 93,2
9 108,3 92,3

10 109,4 91,4
11 110,5 90,4
12 111,6 89,5
13 112,7 88,6
14 113,8 87,8

15 115,0 112,7 110,5 108,3 106,2 104,0 102,0 99,9 98,0 96,0 94,2 92,2 90,4 88,6 86,9

Eigene Darstellung.
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Eine Kohorte beginnt ihr Versicherungsleben mit dem Eintritt in die Versiche-
rung. Sie durchläuft  dann zwei Phasen, die Erwerbs- und die Nacherwerbsphase. 
Während der Erwerbsphase zahlt sie Beiträge an die Versicherung. Im Kapital-
deckungsverfahren spart sie einen Teil ihres Einkommens, um Deckungskapital 
aufzubauen, damit sie in der Altersphase Rentenzahlungen erhält. Die Höhe die-
ser Ersparnis hängt ab von der Dauer der Erwerbs- sowie der Altersphase, der 
Altersstruktur (den Jahrgangsstärken) und der Rentenhöhe (dem sozialpolitischen 
Sicherungsziel).14 Für das Versicherungssystem stellt sich die Situation jedoch 
anders dar. Dort gibt es zur gleichen Zeit (in jeder Periode) Personen, die spa-
ren (Beiträge zahlen) und solche, die entsparen (Renten erhalten). Weil dort zur 
gleichen Zeit gespart und entspart wird, muss die Diff erenz (die Netto-Ersparnis) 
gebildet werden. Diese Diff erenz ist nicht zwangsläufi g positiv. Sie kann sogar 
negativ sein, so dass das Kapitaldeckungsverfahren zu einer geringeren Ersparnis 
führen würde als das Umlageverfahren.

Zudem geht es nicht um die Neukonzeption eines Finanzierungsverfahrens, 
sondern um den Verfahrenswechsel. In diesem Fall wird ein Teil der Beiträge 
genutzt, um Kapitalrenten zu fi nanzieren, daher fehlen Gelder zur Finanzierung 
von Umlagerenten. Folglich hat die Notwendigkeit der simultanen Finanzierung 
von umlagefi nanzierten und kapitalgedeckten Renten sogenannte Umstiegskosten 
zur Folge. Sie müssen in den Renditevergleich einbezogen werden. Dann ändern 
sich jedoch die Renditeeinschätzungen. Würden bspw. die Umstiegskosten durch 
Staatsverschuldung fi nanziert werden, hätte dies einen Ausgleich der Renditen 
zwischen dem Umlage- und dem Kapitaldeckungsverfahren zur Folge, der Ren-
ditevorteil würde mithin verschwinden. Angenommen, die Rendite des Kapital-
deckungsverfahrens würde 10% und die des Umlageverfahrens 0% betragen. Im 
Zeitraum 1 wird die Rente der Generation A aus den Beiträgen der Generation B 
bezahlt. Im Zeitraum 2 ist die Generation B in das Rentenalter vorgerückt; ihre 
Rente wird jetzt aus den Beiträgen der Generation C beglichen. Bei einem Wechsel 
des Finanzierungssystems und einem Zins von 10% würde die Generation C im 
Zeitraum 3 statt einer Umlagerente in Höhe von 1 € eine Kapitalrente in Höhe von 
1,1 € erhalten. Wenn die Generation C ihre Beiträge jedoch akkumuliert, muss die 
Rente der Generation B auf andere Weise fi nanziert werden, z.B. durch Staats-
verschuldung. In diesem Fall würde zwar die Generation C eine Rente von 1  € 
plus 10% Zinsen erhalten, würde aber zugleich 10% Zinsen für die Staatsschulden 
bezahlen, so dass insgesamt betrachtet die Rendite 0% wäre.

14 In der GRV wird die Höhe der Renten nicht absolut, sondern relativ – als Sicherungsniveau – 
vorgegeben. Es beschreibt das Einkommen, das die Rentner zur Verfügung hätten, wenn sie noch 
erwerbstätig wären. Ein Sicherungsniveau von 50% bedeutet folglich, dass die Rentner in jeder 
Periode über die Hälfte des Einkommens der Erwerbstätigen verfügen.
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Wäre es möglich, eine Belastung der Alten durch den Wechsel des Finanzierungs-
verfahrens zu vermeiden, würde die Politik diesen Weg sofort gehen. Dann würde 
sie sich – alle Bedenken über die Staatsverschuldung zurückstellend – zum Bei-
spiel 1 Mrd. € leihen, um diesen Betrag auf Aktienmärkten anzulegen und mit den 
Erträgen die Beitragssätze senken. Dass sie diesen Weg nicht geht, zeigt, dass die 
mit einem Verfahrenswechsel verbundenen Renditeerwartungen von zweifelhaf-
ter Qualität sind.

Daher steht auch das Argument, die Absenkung des Sicherungsniveaus der GRV 
sei deshalb sinnvoll, weil die Rendite kapitalgedeckter Renten größer sei als die 
Rendite umlagefi nanzierter Renten, auf tönernen Füßen. Ebenso geht der Hin-
weis, die jüngsten wirtschaft lichen Erfahrungen sprächen gegen das Kapitalde-
ckungsverfahren, am Thema vorbei. Relevant ist allein, dass die Absenkung des 
Sicherungsniveaus notwendig ist, weil der Rentenversicherung nicht diejenigen 
fi nanziellen Mittel zur Verfügung stehen, die sie benötigt, um ein höheres Siche-
rungsniveau zu fi nanzieren. Es geht um die Vermeidung eines Generationenkon-
fl iktes – und nicht um den Vergleich von Ertragserwartungen und Risiken.

6.  Arbeitsmarkt

6.1  Perspektivenwechsel

Einkommen muss produziert werden – auch dasjenige, das umverteilt werden soll. 
Ob es groß oder klein ist, darüber entscheiden zwei Sachverhalte: die Arbeits-
produktivität und die Erwerbsbeteiligung. Eine höhere Arbeitsproduktivität bietet 
die Möglichkeit einer nachhaltigen Einkommenssteigerung, weil sie dauerhaft  um 
zwei, drei oder mehr Prozentpunkte jährlich zunehmen kann, ohne dass dies an 
logische Grenzen stößt. Hingegen kann die Erwerbsbeteiligung nicht unbegrenzt, 
sondern nur so lange zunehmen, wie es noch mobilisierbare Reserven gibt. Das ist 
jedoch in Deutschland möglich. Diese Option muss genutzt werden. Bei konstanter 
Partizipationsrate wird die Bevölkerungsentwicklung die Zahl der Erwerbsper-
sonen verringern. Um diesem entgegenzuwirken, muss die Erwerbsbeteiligung 
auf ein dauerhaft  höheres Niveau angehoben und die Erwerbslosigkeit reduziert 
werden, was wiederum bedeutet, dass die Arbeitslosigkeit weiter verringert wer-
den muss.

Dafür ist ein Perspektivenwechsel auf breiter Front notwendig. In der Arbeits-
marktpolitik muss er sich auf drei Bereiche erstrecken. Sie muss sich von der Vor-
stellung verabschieden,
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 � das Arbeitsangebot müsse reduziert werden. Das Gegenteil ist der Fall; es 
muss nicht eingeschränkt, sondern ausgeweitet werden.

 � die Älteren würden den Jüngeren den Zugang zum Arbeitsmarkt versperren. 
Das Arbeitsvolumen ist nicht konstant; daher geht es auch nicht allein um die 
Frage, wie die Arbeit zwischen Alt und Jung verteilt wird.

 � der Rückgang der Arbeitslosigkeit sei auf eine „neue beschäft igungspolitische 
Moral“ zurückzuführen. Das ist falsch. Die Ursachen des Rückgangs sind, dass 
(i) die Effi  zienz der Bundesagentur der Arbeit hinsichtlich der Arbeitsvermitt-
lung gestiegen ist, (ii) die Finanzierung steigender Arbeitslosigkeit ein grö-
ßeres Gewicht bekommen hat, (iii) das Eigeninteresse der Gewerkschaft en 
an ihrer Mitgliederentwicklung die Lohnforderungen reduziert hat,  (iv) das 
Drohpotential der Arbeitgeber mit der Liberalisierung der Zeitarbeit ausge-
weitet wurde.

Der Perspektivenwechsel muss sich auch auf die Familienpolitik erstrecken. Wäh-
rend diese in der Vergangenheit auf den wirtschaft lichen Belastungsausgleich der 
Kindererziehung (Familienleistungsausgleich) fokussiert war, wird ihr Schwerge-
wicht zukünft ig auf der Erwerbsbeteiligung liegen müssen. Die Kontroverse über 
das Betreuungsgeld und die so genannte Mütterrente zeigt, dass dieser Wechsel 
höchst konfl iktreich ist.

Betroff en ist auch die Bildungspolitik. Sie wird sich – mehr als in der Vergangen-
heit – auf die Arbeitsproduktivität richten müssen. Schließlich ist die Einwande-
rungspolitik gefordert. Eine weitere Zuwanderung sollte nicht generell blockiert, 
sondern am Arbeitsmarkt ausgerichtet werden.

6.2 Arbeitslosigkeit

Arbeitslosigkeit hat zwei Dimensionen, eine Struktur- und eine Niveau-Kompo-
nente. Dass sich in einer Marktwirtschaft  die Gütermärkte ständig im Wandel 
befi nden, hat auch Konsequenzen für die Arbeitsmärkte. Dabei entsteht Struktur-
Arbeitslosigkeit. Sie ist das Ergebnis von Mismatching. Sie ist nicht vollständig 
zu verhindern; auch dann nicht, wenn die Zahl der Off enen Stellen ausreichen 
würde, um alle Arbeitssuchenden zu beschäft igen. Gleichwohl kann sie reduziert 
werden. Das ist durch die Bundesagentur der Arbeit erfolgt. Sie hat das Matching 
verbessert. Hingegen ist Niveau-Arbeitslosigkeit das Ergebnis eines gesamtwirt-
schaft lichen Mangels an Arbeitsplätzen. Hier fehlt es insgesamt an Arbeitsplät-
zen. Der aktuelle Rückgang der Niveau-Quote ist das Ergebnis einer moderaten 
Lohnpolitik. Am wenigsten geläufi g ist dabei der Zusammenhang zwischen der 
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Liberalisierung der Zeitarbeit und der Höhe der Lohnabschlüsse. Zu einem großen 
Teil spiegelt die Entwicklung der Niveau-Arbeitslosigkeit das sogenannte Insider/
Outsider-Problem (Lindbeck, Snower 1988) wider. In diesem Fall wird in expan-
dierenden Branchen und in Boomphasen zu wenig Rücksicht auf schrumpfende 
Branchen und Rezessionsphasen genommen. Dass die Gewerkschaft en versu-
chen, Löhne gegen den Druck des Marktes zu verteidigen, ist verständlich. Die 
damit verbundene Lohnstarrheit nach unten wäre jedoch weniger problematisch, 
wenn ihr eine Lohnstarrheit nach oben gegenüberstehen würde. Dann würden in 
expandierenden Branchen neue Arbeitsplätze geschaff en werden. Faktisch wird 
jedoch im eigenen Tarifgebiet keine ausreichende Rücksicht auf die Entlassenen in 
anderen Tarifgebieten geübt. Faktisch orientieren sich die Tarifpartner vor allem 
an den Interessen der Insider und nicht denen der Outsider.

Der aus dieser Asymmetrie resultierende Trend steigender Niveau-Arbeitslosigkeit 
wurde gebrochen. Die Bedeutung der Liberalisierung der Zeitarbeit sollte dabei 
nicht unterschätzt werden. Die Arbeitsnachfrage ist eine Funktion der Beschäft i-
gungskosten, deren Entwicklung auch von der Substitutionsdrohung der Arbeit-
geber abhängt (Übersich 8). In der Vergangenheit beschränkte sich die Drohung 
auf die Substitution von Arbeit durch Kapital und von inländischer durch ausländi-
sche Produktion. Da in die Tarifautonomie nicht eingegriff en werden sollte, wurde 

Übersicht 8

Arbeitsnachfrage und Substitutionsdrohung

Verhandlungsergebnis = f 

Arbeitsnachfrage = f  (Beschäftigungskosten)

Beschäftigungskosten = f  (Verhandlungsergebnis)

                                             Substitutionsdrohung

 Arbeit/Kapital

Stammbelegschaft/Zeitarbeitskräfte
Substitutionsdrohung = f 

   Streikdrohung

Inland/Ausland

Eigene Darstellung.
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sie durch die Drohung der Substitution von Stammbelegschaft  durch Zeitarbeits-
kräft e erweitert. Nach geltendem Recht können Leiharbeitnehmer grundsätzlich 
ohne zeitliche Obergrenze in einem Unternehmen eingesetzt werden. Werden 
sie dabei nach Tarifvertrag bezahlt, kann ihr Entgelt dauerhaft  niedriger sein als 
das vergleichbarer Arbeitnehmer im Einsatzbetrieb. In diesem Fall vergrößert 
die Drohung der Arbeitgeber, vermehrt auf Zeitarbeitskräft e auszuweichen, die 
gewerkschaft liche Konzessionsbereitschaft . Dadurch hat die Liberalisierung der 
Zeitarbeit den alten Gegengewichten ein neues Gegengewicht hinzugefügt – mit 
der Folge, dass die Lohnfl exibilität nach oben verringert und das Insider/Outsider-
Problem entschärft  wurde.

Voraussichtlich wird der demographisch bedingte Rückgang des Arbeitskräft e-
potentials die Niveau-Arbeitslosigkeit reduzieren. Der Einwand, ein Festhalten 
an der vielgescholtenen Liberalisierung sei gerade deshalb nicht notwendig, ist 
jedoch voreilig. Da Arbeitslosigkeit ein Ungleichgewicht ist, kann bei jedem – bei 
einem hohen ebenso wie bei einem niedrigen – Niveau des Angebotes Arbeitslo-
sigkeit entstehen; wie umfangreich sie ist, hängt vom Niveau der Nachfrage ab. 
Für die Entwicklung der Arbeitslosenquote ist folglich nicht nur das Arbeitsan-
gebot, sondern auch die Arbeitsnachfrage verantwortlich. Insofern ist auch die 
Erwartung, die Arbeitslosenversicherung (ALV) würde aufgrund der demographi-
schen Entwicklung automatisch entlastet werden, nur dann gerechtfertigt, wenn 
es nicht gleichzeitig zu einem demographisch induzierten Rückgang der Arbeits-
nachfrage infolge steigender Beitragssätze kommt. Das Risiko, dass diese die 
Nachfrage reduzieren, sollte nicht in Kauf genommen werden. Darauf richtet sich 
die 40-Prozent-Regel. Sie fordert, dass die Summe der paritätisch fi nanzierten 
Beitragssätze der GRV, GKV, SPV und ALV den Betrag von 40% nicht dauerhaft  
überschreiten sollte. Über den aktuellen Stand informiert Übersicht 9. Diese Regel 
ist zwar rechtlich weniger gut abgesichert als die neue Schuldenregel, aber nicht 
ohne politische Bedeutung, da in parlamentarischen Systemen mit Verhältnis-
wahlrecht politische Prozesse stets durch Vereinbarungen zwischen den an der 
Regierung beteiligten Parteien gekennzeichnet sind.

6.3 Erwerbsbeteiligung der Frauen

Gegen die Forderung nach einer höheren Erwerbsbeteiligung von Frauen wird 
nicht nur eingewandt, dass Frauen den Männern den Zugang zum Arbeitsmarkt 
versperren werden, so dass sich das Arbeitsangebot insgesamt nicht verändern 
wird, sondern auch, dass ein Anstieg der Erwerbsbeteiligung jüngerer Frauen zu 
einem weiteren Rückgang der Geburtenrate führen würde, was letztlich kontra-
produktiv wäre. Es gibt jedoch keinen prinzipiellen Konfl ikt zwischen Erwerbstä-
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tigkeit und Kindererziehung. Darauf richtet sich die neue Familienpolitik mit dem 
Elterngeld und dem Betreuungsanspruch. Das Elterngeld ist als Lohnersatzleis-
tung konzipiert und versucht, den Einkommensverlust, der mit einer Aufgabe der 
Erwerbstätigkeit zugunsten der Kindererziehung einhergeht („Opportunitätskosten 
der Kinder“), zumindest teilweise auszugleichen. Ferner soll mit dem Betreuungs-
anspruch die Kleinkindversorgung verbessert werden. Ziel ist, eine Infrastruktur 
zu schaff en, die es ermöglicht, Erwerbstätigkeit und Erziehung zu vereinbaren. Mit 
beiden Maßnahmen ist daher nicht nur die Erwartung eines Anstiegs der weibli-
chen Erwerbsbeteiligung, sondern auch der Geburtenrate verbunden.

6.4 Erwerbsbeteiligung der Älteren

Nicht tragfähig ist auch der Einwand, es käme nur zu einem Verdrängungseff ekt 
zu Lasten jüngerer Arbeitnehmer, wenn ältere Arbeitnehmer ihre Erwerbsarbeit 
fortsetzen würden. Vielmehr sind in Staaten mit hohen Beschäft igungsquoten 

Übersicht 9

Paritätisch fi nanzierter Gesamtsozialversicherungsbeitrag

in %

Jahr GRV GKV1 SPV2 ALV Insgesamt

2005 19,5 13,3 1,7 6,5 41,0

2006 19,5 13,4 1,7 6,5 41,1

2007 19,9 13,9 1,7 4,2 39,7

1. Hj. 2008 19,9 13,9 1,7 3,3 38,8

2. Hj. 2008 19,9 14,02 1,95 3,3 39,17

1. Hj. 2009 19,9 14,6 1,95 2,8 39,25

2. Hj. 2009 19,9 14,0 1,95 2,8 38,65

2010 19,9 14,0 1,95 2,8 38,65

2011 19,9 14,6 1,95 3,0 39,45

2012 19,6 14,6 1,95 3,0 39,15

2013 18,9 14,6 2,05 3,0 38,55

Eigene Darstellung. – 1Seit 1. Juli 2005 zahlt der Arbeitnehmer zusätzlich 0,9% Beitrag. – 
2Kinderlose zahlen zusätzlich 0,25%-Punkte.
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älterer Arbeitnehmer oft mals auch die Beschäft igungsquoten jüngerer Arbeitneh-
mer hoch. In Deutschland wird ein steigendes Arbeitsangebot der Alten vor allem 
deshalb auf eine steigende Arbeitsnachfrage treff en, weil das Ende der staatlich 
geförderten Frühverrentung dazu beigetragen hat, dass die Unternehmen in vol-
lem Umfang mit den Regelungen zum Kündigungsschutz konfrontiert waren und 
die daraus resultierenden Kosten unmittelbar tragen mussten; das hat ihr Inter-
esse an einer Weiterbeschäft igung älterer Arbeitnehmer ausgeweitet. Zutreff end 
ist, dass es nicht allein auf das gesetzliche, sondern das eff ektive Rentenalter 
ankommt. An dieser Stelle vertritt die Bundesregierung ebenso wie der SVR die 
Auff assung, die Anhebung des gesetzlichen Rentenalters werde das tatsächliche 
Rentenalter vor sich herschieben („Push-Theorie“).

7.  Gesetzliche Rentenversicherung

7.1 Basissicherung

Die institutionelle Umsetzung der Alterssicherung ist Aufgabe der GRV. Sie ist 
das mit weitem Abstand größte Rentensystem. Dort hat die Regierung Schröder 
mit dem Wechsel von der ausgaben- zur einnahmenorientierten Steuerung – dies 
entspricht dem Übergang von einem Defi ned Benefi t- zu einem Defi ned Contri-
bution-System – und der Fixierung des Beitragssatzes (nicht mehr als 20% bis 
2020 und nicht mehr als 22% bis 203015) die Frage nach der Finanzierung in den 
Vordergrund gerückt – mit der Konsequenz, dass sich die GRV zur Basissicherung 
entwickeln wird.

7.2 Rentenanpassung

Die Ausgaben entsprechen dem Produkt aus Preis und Menge. Wer sie reduzieren 
will, muss auf der Preisseite – bei den Fallkosten – und/oder der Mengenseite – 
bei den Fallzahlen – ansetzen. Im Fokus der GRV-Preissteuerung steht die Renten-
anpassung und im Fokus der Mengensteuerung die Anhebung der Altersgrenze. 
Mit Hilfe der Rentenanpassung soll der Zahlbetrag von P2 auf P1 und mit Hilfe der 
Anhebung der Altersgrenze die Rentnerzahl von X2 auf X1 zurückgedrängt werden 
(Übersicht 10).

15 Aufgrund dieser Vorgabe wird auch davon gesprochen, die Regierung Schröder habe die 
40-Prozent-Regel nur für den Zeitraum bis 2020 und anschließend eine 42-Prozent-Regel vor-
gesehen.
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Die Reduzierung des Zahlbetrages wird durch den sogenannten Nachhaltigkeits-
faktor gedämpft .16 Er kürzt die Renten nicht absolut, sondern reduziert deren 
Wachstum, so dass sich das GRV-Rentenniveau – das auch als Sicherungsniveau 
bezeichnet wird – schrittweise verringert. Dass es auf das Sicherungsniveau 
ankommt, zeigt die GRV-Budgetgleichung (Übersicht 11). Die Einnahmen der GRV 
entsprechen dem Produkt aus der Zahl der Arbeitnehmer, dem Lohn je Arbeit-
nehmer und dem Beitragssatz. Die Ausgaben stimmen mit dem Produkt aus der 
Zahl der Rentner und der Rente je Rentner überein. Folglich werden die GRV-Pro-
grammkosten langfristig von dem Rentnerquotienten und dem Sicherungsniveau 
bestimmt. Kommt es infolge der demographischen Entwicklung zu einem Anstieg 

16 Er darf nicht mit dem Nachholfaktor verwechselt werden, der das Ergebnis einer Schutzklausel 
für das Sicherungsniveau ist. Dieser soll zusätzliche Leistungskürzungen verhindern, was jedoch 
voraussetzt, dass die perspektivisch beitragssatzerhöhende Wirkung der Schutzklausel im Zeitab-
lauf wieder ausgeglichen wird.

Übersicht 10

Zurückdrängen der GRV-Programmausgaben durch Reduzierung 

der Fallkosten und Fallzahlen

Fallkosten

Fallzahlen

P2

X1 X2

P1

Eigene Darstellung.
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des Rentnerquotienten, sind hinsichtlich der dann erforderlichen Entscheidung 
über das Verhältnis von Beitragssatz und Sicherungsniveau drei Lösungen denk-
bar: Erstens kann der Beitragssatz konstant bleiben, wenn das Sicherungsniveau 
entsprechend sinkt. Zweitens kann das Sicherungsniveau konstant bleiben, wenn 
der Beitragssatz entsprechend steigt. Drittens kann das Sicherungsniveau ver-
ringert und der Beitragssatz angehoben werden. Die Regierung Schröder traf 
faktisch die Entscheidung, das Sicherungsniveau soweit wie möglich – bis knapp 
oberhalb der Grenze zur Grundsicherung im Alter, also der Sozialhilfe – zu sen-
ken (46% bis 2020 und 43% bis 2030). Verantwortlich dafür war die Sorge, ein 
ansonsten kontinuierlich steigender Beitragssatz könnte die Arbeitsnachfrage 
stark dämpfen. Würde zur Finanzierung eines steigenden GRV-Rentnerquotienten 
der Beitragssatz angehoben und würde daraufh in die Arbeitslosigkeit zunehmen, 
wäre nämlich nichts gewonnen. Der Finanzierungsbedarf könnte sogar steigen.

Diese Rentenanpassung ist aus drei Gründen in die Kritik geraten: Erstens wird 
eine armutsorientierte, zweitens eine mindestens infl ationsorientierte und drit-
tens eine kinderzahlorientierte Regelung gefordert.

Entscheidend für die Forderung nach einer armutsorientierten Ausrichtung ist der 
Armutsbegriff . Armut ist in Deutschland über die Sozialhilfe abgesichert, wobei 
das Anliegen ist, den Bürgern die Teilhabe am gesellschaft lichen Leben zu ermög-
lichen. Diesem Konzept liegt eine absolute Defi nition zugrunde. Hingegen wird bei 

Übersicht 11

GRV-Budgetgleichung

Einnahmen =        Zahl der Lohnbezieher  x  Pro-Kopf-Lohn  x  Beitragssatz

Ausgaben = Zahl der Rentne  x  Pro-Kopf-Rente
                      
Beitragssatz =  

Zahl der Rente            
 x   

Pro-Kopf-Rente      
                        Zahl der Lohnbezieher         Pro-Kopf-Lohn

        
              
                         GRV-Rentnerquotient           GRV-Rentenniveau
          (Sicherungsniveau)
           

Eigene Darstellung.
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der relativen Defi nition auf die Einkommensverteilung abgestellt.17 Die geplante 
Lebensleistungsrente orientiert sich an der relativen Defi nition. Es soll verhindert 
werden, dass diejenigen, die eine hohe Zahl von Versicherungsjahren – bspw. 40 
Jahre – aufweisen, ggfl s. auf die Grundsicherung angewiesen sind. Dieser Vor-
schlag treibt den Generationenkonfl ikt in die Höhe, da Einkommen von den Jungen 
auf die Alten umverteilt werden sollen.

Ferner ist die lohnindexierte Rentenanpassung durch das Urteil des Bundesver-
fassungsgerichtes zur Regelsatzanpassung in die Kritik geraten. Das Gericht for-
dert in seinem Urteil zu den sogenannten Hartz IV-Kinderregelsätzen eine infl a-
tionsorientierte Anpassung der Regelsätze. In der Folge davon wird eingewandt, 
dass die Rentenanpassung in den Jahren, in denen die Regelsatzanpassung grö-
ßer ausfällt, mindestens die Höhe der Regelsatzanpassung erreichen sollte. Die 
Rentner fordern, dass sie „mindestens so viel bekommen wie die Hartz IV-Leute“.

Schließlich werden der Rentenanpassung Schwächen hinsichtlich der Kinderer-
ziehung vorgeworfen. Nicht zuletzt bleibe unberücksichtigt, dass die Hauptursa-
che für den Rückgang der durchschnittlichen Geburtenrate der steigende Anteil 
der kinderlosen Frauen sei. Genau diese Gruppe würde davon profi tieren, dass 
Kindererziehende für den Fortbestand der Alterssicherung sorgten. Um dieses 
Manko auszugleichen, werden Kinderrenten gefordert (Werding 2003; Pimpertz 
2005). Dagegen wird eingewandt, dass es auch unfreiwillige Kinderlosigkeit gäbe, 
mit der Konsequenz, dass diese Gruppe doppelt „bestraft “ würde. Hier wird aus-
geklammert, dass unfreiwillig Kinderlose keine erziehungsbedingten Aufwen-
dungen hatten und ihren Rentenanspruch zu Lasten derjenigen durchsetzen, die 
aufgrund der Kindererziehung eine Rentenzahlung erst möglich machen. Ferner 
wird geltend gemacht, dass Kinderrenten bereits im geltenden GRV-Recht auf-
grund der Berücksichtigung von Kindererziehungszeiten gezahlt würden. Bei 
diesem Einwand wird ausgeklammert, dass die aus der Anrechnung von Kinder-
erziehungszeiten resultierenden Renten von den Kindern der Mütter fi nanziert 
werden müssen. Um Missverständnissen vorzubeugen: Es geht bei der Forderung 
nach Kinderrenten nicht um die Wirkung des Nachhaltigkeitsfaktors, sondern um 
die Auft eilung des daraus resultierenden Rentenvolumens. Daher ist unmittelbar 
nicht die inter-, sondern die intragenerative Einkommensverteilung betroff en. Die 
Forderung ist, die Auft eilung des Rentenvolumens nicht allein nach monetären, 
sondern auch nach generativen Beiträgen vorzunehmen. Gleichwohl hat die For-
derung mittelbar Folgen für die intergenerative Verteilung, da sie einen Ausga-

17 Danach haben alle kommunistischen Länder kein Armutsrisiko, da deren Einkommensvertei-
lung – jedenfalls auf dem Papier – gleich ist.

7.  Gesetzliche Rentenversicherung
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benrückgang bewirken würde, weil die Zahl der Kinderlosen größer werden wird 
und diese größer werdende Gruppe im Umfang der individuell nicht angefallenen 
Erziehungsaufwendungen einen geringeren Zahlbetrag erhielten.18

7.3 Rentenalter

Die Ausweitung der Lebensarbeitszeit bezieht sich auf die Zahl der Rentner. An 
dieser Stelle hat die Regierung Merkel gehandelt. Seit 2012 wird das gesetzli-
che Renteneintrittsalter schrittweise auf 67  Jahre angehoben. Das Zugangsalter 
wird in den ersten 12 Jahren um einen Monat, anschließend um zwei Monate pro 
Geburtsjahrgang heraufgesetzt. In 2029 wird die Regelaltersgrenze von 67  Jah-
ren erreicht sein. Ein vorzeitiger Rentenbeginn ist weiterhin möglich, sofern 
Abschläge in Kauf genommen werden, deren Höhe nach der angehobenen Grenze 
(67 Jahre) berechnet wird.

Diese Heraufsetzung ist aus zwei Gründen in die Kritik geraten: Gefordert wird 
eine arbeitsmarktorientierte sowie eine regelgebundene Anpassung.

Prinzipiell ist die Anhebung zwischen der Union und der SPD nicht umstritten. 
Umstritten ist jedoch die Frage des „Wie“. Während die Union die Auff assung ver-
tritt, ein höheres gesetzliches werde auch zu einem höheren eff ektiven Zugangs- 
alter führen, fordert die SPD19 eine arbeitsmarktkonditionierte Heraufsetzung des 
gesetzlichen Zugangsalters. Insofern betrachtet die Union die „Rente mit 67“ als 
Voraussetzung für eine höhere eff ektive Erwerbsbeteiligung älterer Arbeitneh-
mer („Push-Theorie“), während die SPD eine höhere eff ektive Erwerbsbeteiligung 
älterer Arbeitnehmer als Voraussetzung für die „Rente mit 67“ („Pull-Theorie“) 
ansieht. Der SVR (2011) vertritt die Position der Union. Er geht davon aus, dass die 
Anhebung des gesetzlichen Rentenalters um 2 Jahre die eff ektive Erwerbsbeteili-
gung vor sich herschiebt und zu einem Anstieg des tatsächlichen Arbeitsangebo-
tes um 1,5 Jahre führen wird.

18 Der beste Einzelindikator für die Erklärung der Geburtenentwicklung ist das Ausbildungsni-
veau der Frauen. Es steigert das Alter der Frauen bei der Geburt von Kindern und vergrößert die 
Wahrscheinlichkeit von Kinderlosigkeit.

19 Diese Forderung orientiert sich auch an der Position der Gewerkschaften. Deren Widerstand 
gegen die gesetzliche Anhebung des Zugangsalters ist nachvollziehbar, da sie über Jahre hinweg 
für eine Verkürzung der Arbeitszeit gekämpft haben. Der Koalitionsbeschluss ist das genaue Ge-
genteil, nämlich eine Verlängerung der Arbeitszeit.
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Umstritten ist auch der Weg von der Rente mit 67 auf die Rente mit 68 usw. Der 
Anstieg der Lebenserwartung wird sich über das Jahr 2030 hinaus fortsetzen. 
Davon geht auch die Bundesregierung aus.20 In diesem Fall verschiebt sich die 
Relation der Rentenbezugsdauer zur Dauer der Erwerbstätigkeit ohne eine wei-
tere Anhebung des offi  ziellen Rentenalters zu Lasten der Rentenversicherung. Die 
hier zu entscheidende Frage ist, auf welchem Wege die notwendige weitere Her-
aufsetzung des Rentenalters herbeigeführt werden soll, um die Zahl der Rentner 
von X1 auf X2 und die Ausgaben von P1*X1 auf P1*X2 zu beschränken (Übersicht 12). 
Gegenwärtig wird über das gesetzliche Zugangsalter explizit entschieden. Dem-
gegenüber schlägt der SVR (2011) vor, die gewonnenen Lebensjahre zwischen der 
Verlängerung des Erwerbslebens und des Ruhestands etwa im Verhältnis von 
2:1 regelgebunden aufzuteilen. Er präferiert eine Regelbindung, die das Verhält-
nis zwischen erwarteter Rentenbezugsdauer und durchschnittlicher Länge der 
Erwerbsphase unverändert lässt. In diesem Fall müssten von drei Jahren längerer 
Lebenserwartung zwei Jahre in Erwerbstätigkeit und ein Jahr im Ruhestand ver-
bracht werden. Dann würde das gesetzliche Zugangsalter im Jahr 2045 bei 68 und 
im Jahr 2060 bei 69 Jahren liegen.

20 Sie prognostiziert für 2030 für 65jährige Männer eine fernere Lebenserwartung von etwa 19 
bis 21 Jahren und für 65jährige Frauen von 23 bis 24 Jahren sowie für 2060 für 65jährige Männer 
von etwa 22 bis 25 Jahren und für 65jährige Frauen von 25 bis 27Jahren. Das entspricht einem 
Anstieg (zwischen 2030 und 2060) von rd. 3 Jahren für Männer und Frauen.

Übersicht 12

Zurückdrängen der GRV-Programmausgaben durch die Anhebung 

des gesetzlichen Rentenalters

Fallkosten

Rente mit 69
Rente mit 68

Fallzahlen
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X
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X
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Rente mit 67

Eigene Darstellung.
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Insgesamt ist das Anpassungspotential weder auf der Preis- noch der Mengen-
seite erschöpft . Kommt es zu keiner weiteren Erhöhung des Beitragssatzes (über 
22%) und der Bundesbeteiligung (derzeit liegt diese bei etwa 25% der Rentenaus-
gaben), wird nicht nur über eine weitere Erhöhung des gesetzlichen Rentenalters 
(über das Alter 67 hinaus), sondern auch über kinderzahlabhängige Renten zu 
entscheiden sein.

8. Gesetzliche Krankenversicherung

8.1 Grundversorgung

Die Rentner werden zwar über ein absolut, aber nur mäßig steigendes Einkom-
men verfügen. Werden sie damit steigende medizinische Ausgaben fi nanzieren 
können? Das wird nur möglich sein, wenn die Pfl ichtleistungen der GKV auf eine 
Grundversorgung beschränkt werden. Da an der gesellschaft lichen Norm, nicht 
nach der Höhe des Einkommens zu rationieren, festgehalten werden wird, müssen 
dafür zwei Bereiche geregelt werden: der des Wachstums der Gesundheitsaus-
gaben und der des Sozialausgleichs. Hierauf richtet sich das von der Regierung 
Merkel beschlossene Wettbewerbsstärkungs- (GKV-WSG) und das Finanzierungs-
gesetz (GKV-FinG). 

Die Zielsetzung der GKV-Reform ist mit derjenigen der GRV-Reform vergleichbar. 
In beiden Bereichen geht es darum, ein fi nanzierbares Sicherungsniveau und eine 
fi nanzierbare Entwicklung der Fallzahlen herbeizuführen. Mit Hilfe des Gesund-
heitsfonds trennt das GKV-WSG zwischen 

 � der kollektiven Finanzierung der medizinischen Grundversorgung durch den 
einheitlichen Beitragssatz und

 � der individuellen Finanzierung von Zusatzleistungen – also Leistungen, 
die über die Grundversorgung hinausgehen – durch den unterschiedlichen 
Zusatzbeitrag.

Diese Trennung ist nicht gottgegeben. Zwangsbeiträge (Steuern ebenso wie Sozi-
alabgaben) lassen sich nur dann rechtfertigen, wenn die daraus resultierende 
Nutzen/Kosten-Bilanz positiv ist, das jeweilige Angebot also zu einem höheren 
Nutzen führt als es Kosten verursacht. Das ist in Deutschland keineswegs immer 
der Fall. Vielmehr zeigen internationale Effi  zienzvergleiche21, dass die Kosten der 
medizinischen Versorgung in vielen Fällen über den Nutzen weit hinausgehen. 

21 In der Studie Afonso, St. Aubyn (2005) belegt Deutschland innerhalb der OECD-Staaten einen 
durchgängig hinteren Effi  zienzplatz. 
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Zum Beispiel sind die freie Arztwahl, die zweite Facharztschiene und umfang-
reiche Krankenhauskapazitäten keine unverzichtbaren Vorgaben für eine Grund-
versorgung. Andere Länder, die die Arztwahl beschränken, auf die zweite Fach-
arztschiene verzichten und deutlich knapper bemessene Krankenhauskapazitäten 
haben, produzieren keineswegs zwangsläufi g medizinisch schlechtere Ergeb-
nisse. Dementsprechend kann es, soll eine Verschlechterung der generativen Ein-
kommensverteilung zu Lasten der Jungen vermieden werden, an vielen Stellen zu 
Veränderungen kommen, ohne dass die Nutzen/Kosten-Bilanz der medizinischen 
Versorgung negativ wird.

Es ist leicht, internationale Effi  zienzstudien mit dem Hinweis auf landesspezifi sche 
Besonderheiten zu kritisieren. Bei national ausgerichteten Analysen ist dieser Ein-
wand nicht tragfähig. In der von Augurzky et al. (2008) durchgeführten Studie 
werden innerdeutsche Unterschiede herangezogen. Betrachtet werden zwei Vari-
anten. In Szenario A wird angenommen, dass die teuren Bundesländer ihre Preise 
und Mengen jeweils auf den Bundesdurchschnitt senken, während in Szenario 
B dasjenige Bundesland als Maßstab gewählt wird, das im unteren Viertel der 
Verteilung liegt. Das Ergebnis ist, dass es selbst im Szenario A zu einer spürbaren 
Entlastung der Versicherten kommen kann. 

8.2 Versicherungswettbewerb

Der durch das WSG intensivierte Versicherungswettbewerb wird das Wachstum 
der Gesundheitsausgaben auf drei Wegen dämpfen: Er

 � stärkt die Stellung der Versicherten, weil er das Gewicht der Finanzierung 
vergrößert,

 �  steigert das Interesse der Krankenkassen an einem effi  zienten Angebot medi-
zinischer Leistungen,

 � reduziert die versicherungsbedingten Fehlanreize des medizinisch-techni-
schen Fortschritts. 

Diese Wirkungen werden sich erst im Zeitablauf entfalten. Daher werden die aus-
gabenreduzierenden Wirkungen der Gesundheitsreform in den Tragfähigkeitsbe-
richten auch unterschätzt. Jedenfalls kommt der Einwand, das GKV-WSG habe bis-
her nicht zu einem Ausgabenrückgang geführt, viel zu früh. Zudem ist ein direkt 
auf die Ausgabenentwicklung bezogenes Urteil, das nicht nach den Ursachen fragt, 
stets unbefriedigend. Sind steigende Gesundheitsausgaben die Folge von Bevöl-
kerungsalterung, können sie als Indikator einer fl exiblen Anpassung des Angebo-

8. Gesetzliche Krankenversicherung
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tes auf eine steigende Nachfrage angesehen werden. Daher wird auch ein privat 
fi nanziertes, auf freiwilligen Zahlungen basierendes relatives Ausgabenwachstum 
zum Beispiel der Tourismusbranche nicht als prinzipiell ineffi  zient betrachtet. Dies 
gilt in gleicher Weise für steigende Einkommen, die mit einer überproportiona-
len Mehrnachfrage nach medizinischen Leistungen einhergehen, und ebenso für 
den medizinisch-technischen Fortschritt, der dazu führt, dass weitere Krankheiten 
behandelbar werden. Zudem sollte sorgfältig zwischen Ausgaben unterschieden 
werden, die besonderen Eigenschaft en des Gutes Gesundheit zugewiesen werden 
können und solchen, die der Ausgestaltung des GKV-Systems geschuldet sind, da 
mit den Folgen von Informationsasymmetrie, anbieterinduziertem Verhalten und 
Moral Hazard jedes Gesundheitssystem – unabhängig davon, wie es organisiert 
ist – konfrontiert ist (Rürup, Wille 2009). Zahlreiche Ausgabenwirkungen sind 
daher unabhängig vom jeweils praktizierten Gesundheitssystem, sie sind insoweit 
systemexogen. Nicht zu beanstanden ist hingegen das Anliegen, diejenigen Aus-
gabensteigerungen zu beseitigen, die auf endogenen Defi ziten des GKV-Systems 
beruhen.

Warum wird das GKV-WSG das Interesse der GKV-Kassen an einer effi  zienten 
medizinischen Versorgung vergrößern? Warum war der alte Versicherungswett-
bewerb22 in dieser Hinsicht unbefriedigend? Das Grundproblem ist das Vergü-
tungsverfahren. Voraussetzung für jeden Wettbewerb – auch für Versicherungs-
wettbewerb – ist die Bereitschaft  zum Anbieterwechsel. Dass in dieser Hinsicht 
lohnabhängige Beiträge (relative Preise) dysfunktional sind, kann an einem ein-
fachen Beispiel gezeigt werden.23 Angenommen sei, eine Konkurrenzkasse würde 
einen (Wahl-)Tarif mit einer Ersparnis von 10% anbieten und im Durchschnitt aller 
Lohnbezieher würden die Kasseneinnahmen monatlich 250 € betragen. Ein Mit-
glied, das die Hälft e des Durchschnittslohns bezieht, zahlt allerdings nicht den 
zuvor genannten Durchschnittsbetrag, sondern den Betrag von 125  €. Daher 
würde es bei einem Wechsel nicht 25, sondern 12,50  € sparen. Ferner hat die 
paritätische Finanzierung zur Folge, dass der Arbeitgeber die Hälft e erhält. Mithin 
halbiert sich die potenzielle Ersparnis für den Arbeitnehmer von 12,50 auf 6,25 €. 
Folglich ist das fi nanzielle Interesse der Beitragszahler an einem Anbieterwechsel 
umso geringer, je geringer ihre Lohneinkommen sind. Auf die Überwindung die-
ses Defi zits richtet sich das GKV-WSG. Es geht um die Intensivierung des Wettbe-
werbs durch die instrumentelle Neuordnung der Preispolitik.

22 Die Steuerung der GKV durch Versicherungswettbewerb ist keine neue Erfi ndung. Ihn gibt es 
schon seit Mitte der 1990er Jahre. 

23 Vgl. dazu Richter (2007). Die Einschätzung, dass lohnabhängige Preise (relative Preise) zu 
einem geringeren Anbieterwechsel führen als Zusatzbeiträge (absolute Preise), wird von Schmitz/
Ziebarth (2011) in einer empirischen Studie bestätigt.
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Die Defi zite des alten Versicherungswettbewerbs spiegeln sich auch in der spär-
lichen Nutzung von Managed Care-Verfahren wider. In Deutschland ist ein durch 
die Krankenkassen vorangetriebenes Versorgungsmanagement die Ausnahme. 
Vielmehr sind die dominierenden Organisationsprinzipien die freie Arztwahl auf 
Seiten der Patienten und die Therapiefreiheit auf Seiten der Ärzte. Beides wird 
in Managed Care-Verfahren eingeschränkt. Krankenkassen können dadurch 
Wettbewerbsvorteile erzielen (Greve et al. 2012). Sie weisen, teilweise historisch 
bedingt, unterschiedliche Versicherungsstrukturen auf und haben unterschiedli-
che regionale Versorgungsschwerpunkte. Das ist zum Beispiel bei der Knappschaft  
der Fall. Im Wettbewerb mit anderen GKV-Kassen steht sie vor besonderen Her-
ausforderungen bei der Sicherstellung ihrer Wettbewerbsfähigkeit, da sie eine 
vergleichsweise alte Versichertenstruktur aufweist. Die damit einhergehenden 
höheren Kosten müssen durch innovative Maßnahmen ausgeglichen werden. Das 
ist durch regionale Vollversorgungsnetze, in denen Versicherte, Ärzte und Kran-
kenhäuser zusammenarbeiten, erfolgt. Insofern war die Knappschaft  Vorreiter bei 
der Entwicklung innovativer Versorgungsstrukturen – und eine Ausnahme bei der 
Managed Care-Versorgung.

Demgegenüber wenden die Protagonisten des morbiditätsorientierten Risi-
kostrukturausgleichs (RSA) ein, dass nicht falsche Anreize, die ihre Ursache im 
Finanzierungssystem hätten, sondern falsche Anreize, die ihre Ursache in dem 
mangelhaft  konstruierten alten RSA hätten, dafür verantwortlich seien, dass sich 
die Kassen lieber auf die Suche nach guten Risiken als nach guten Versorgungs-
konzepten begeben hätten.24 Das GKV-WSG folgt dieser Einschätzung insoweit, als 
für eine bestimmte Zahl von Erkrankungen zusätzlich Merkmale zur Risikogrup-
penbildung herangezogen werden, die Informationen über Krankheitsrisiken und 
deren typische Ausgaben beinhalten. Daher sieht es nicht nur einen schrittweisen 
Umstieg in ein geändertes Finanzierungssystem, sondern auch eine Ausweitung 
des RSA in Richtung „Morbi-RSA“ vor.25 Diese Ausweitung kann kritisch gesehen 
werden. Unter anderem sollte nicht ausgeblendet werden, dass das mittlerweile 
erreichte Umverteilungsvolumen des RSA das des Länderfi nanzausgleichs um ein 
Mehrfaches übersteigt, was zur Folge hat, dass die Bereitschaft  der Politik, es 

24 Anfang der 1990er Jahre verlangten die GKV-Kassen, dass dem Wechsel vom Zuweisungs- 
auf das Wahlsystem ein RSA fl ankierend an die Seite gestellt wird. Dadurch sollten ihnen faire 
Startchancen im Wettbewerb geboten werden. Gleichzeitig sollte es dessen Aufgabe sein, Risiko- 
selektion in der Folgezeit zu verhindern.

25 Aufgrund des Gesundheitsfonds ist der Risikoausgleich auf der Einnahmenseite entfallen, da 
Unterschiede in der Finanzkraft der Versicherten für die Kassen nicht mehr von Bedeutung sind. 
Das Einnahmenrisiko, auch das konjunkturelle, liegt nicht mehr bei den Kassen, sondern beim 
Fonds. Hingegen ist der Risikoausgleich auf der Ausgabenseite geblieben. Im alten RSA stützte er 
sich auf die Merkmale Alter, Geschlecht, Anspruch auf Krankengeld und Anspruch auf Erwerbs-
minderungsrente.
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zum Gegenstand sachfremder Forderungen zu machen, zugenommen hat. Ferner 
wurde der Handlungsspielraum der Kassen seit den 1990er Jahren sukzessive aus-
geweitet, so dass die postulierte Notwendigkeit, fehlenden Handlungsspielraum 
auf der Absatz- und Beschaff ungsseite durch Risikoselektion zu substituieren, 
kleiner und nicht größer geworden ist. Schließlich stand zu Beginn der 1990er 
Jahre der Wechsel von lohn- zu kostenabhängigen Preisen nicht zur Diskussion. 
Das hat sich jedoch geändert.

Eine weitere Voraussetzung des Versicherungswettbewerbs ist der Sozialaus-
gleich. Soll kein Bürger aufgrund mangelnder Zahlungsfähigkeit vom Konsum 
medizinischer Leistungen ausgeschlossen werden, ist er stets notwendig. Die mit 
dem GKV-WSG zu diesem Zweck geschaff ene Überforderungsklausel war jedoch 
ungeeignet, da sie weiterhin lohnabhängig war.26 Zwar brauchten die Kassen die 
Einkommensverhältnisse ihrer Mitglieder bis zu einem Betrag von 8 € nicht zu 
prüfen; oberhalb dieses Betrages mussten sie diese jedoch prüfen. Dabei war es 
nicht möglich, einen Zusatzbeitrag von mehr als 1% der beitragspfl ichtigen Ein-
kommen ihrer Mitglieder zu fordern. Insoweit sollte der Zusatzbeitrag letztlich 
doch einkommensbezogen erhoben werden. Das widersprach aber fundamental 
allen Bestrebungen, den Kassenwettbewerb funktionsgerecht auszurichten. Die-
ser Mangel wurde durch das GKV-FinG behoben. Die Überforderung wird nun 
anhand der beitragspfl ichtigen Arbeits- und Renteneinkommen im Verhältnis zum 
durchschnittlichen Zusatzbeitrag gemessen. Der individuelle Pfl ichtbeitrag wird 
dabei in dem Maße abgesenkt, wie der durchschnittliche Zusatzbeitrag 2% des 
beitragspfl ichtigen Einkommens übersteigt, und zwar auch dann, wenn der Ver-
sicherte in seiner Krankenkasse keinen, einen geringeren oder einen höheren (als 
den durchschnittlichen) Zusatzbeitrag bezahlt. Dadurch bleibt das Preissignal des 
kassenindividuellen Zusatzbeitrages auch bei Anspruch auf den Sozialausgleich 
erhalten.

Umstritten ist hingegen die in der politischen Kommunikation des GKV-WSG in 
den Vordergrund gerückte Frage nach den Auswirkungen von Pauschalpreisen 
auf die Arbeitskosten (vgl. zu dieser Kontroverse Breyer, Haufl er 2000; Buchholz 
2005). Eingewandt wird, dass sich die für die GKV zu zahlenden Pfl ichtbeiträge 
nicht substantiell von den für die Einkommensteuer zu zahlenden Pfl ichtbeiträgen 
unterscheiden, so dass ihre Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt stets eine Sum-
menbetrachtung erfordern und positive Auswirkungen nur dann zu erwarten sind, 
wenn sich der gemeinsame Tarif (GKV und Einkommensteuer) verringert.

26 Zudem wirkte sie sich unterschiedlich auf die Kassen aus, da diese nur eingeschränkt auf den 
Zusatzbeitrag zurückgreifen konnten.
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Infolge des GKV-WSG wird in der GKV eine Basisversorgung entstehen. Es wird – 
nicht abrupt, aber schleichend – zu einer Trennung von Pfl ichtleistungen („medi-
zinisch notwendig“) und Optionsleistungen („medizinisch nicht notwendig“) 
kommen. Darüber wird aber unmittelbar nicht auf der Ebene des Gesetzgebers, 
sondern der Kassenebene entschieden. Diese Delegation wird von zahlreichen 
GKV-Kassen als Zumutung betrachtet. Zudem beurteilen sie die Stärkung des Ver-
sichertenwettbewerbs als Geschäft srisiko. Diese Kritik ist nachvollziehbar, da die 
Kassen in der Vergangenheit faktisch wie ein Monopol agieren konnten. Sie han-
delten „einheitlich und gemeinsam“, also wie ein Kartell, und übergaben die dar-
aus resultierenden Rechnungen der Politik zur Bezahlung. Insofern ist auch ihre 
Empörung über die Übertragung des Kartellrechts – des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen – auf das Krankenversicherungsrecht nicht überraschend. 
Diese Zeiten sind vorbei. Haben die Kassen einen höheren Finanzierungsbedarf, 
stehen ihnen zwei Wege off en. Sie können den Bund auff ordern, ihnen mehr Geld 
über den Gesundheitsfonds zur Verfügung zu stellen, was bedeutet, dass der 
Gesetzgeber den Beitragssatz oder den Bundeszuschuss anheben soll. Alternativ 
können sie von den Versicherten einen Zusatzbeitrag (bzw. einen höheren Zusatz-
beitrag als die Konkurrenzkassen) verlangen, was jedoch bedeutet, dass sie den 
Versicherten zusätzliche Leistungen anbieten müssen. Dieses Angebot werden die 
Versicherten aber nur dann annehmen, wenn es ihnen einen höheren Nutzen stif-
tet als es Kosten verursacht. Ein über die Pfl ichtleistungen hinausgehendes Ange-
bot wird sich daran ausrichten müssen. 

8.3 Finanzierung

Eine Ausweitung des Angebotes medizinischer Leistungen führt zu steigenden 
zusätzlichen Kosten (Grenzkosten) und eine Ausweitung der Nachfrage zu sin-
kendem zusätzlichen Nutzen (Grenznutzen). Darauf macht Übersicht 13 aufmerk-
sam. Auf die Frage, welchen Umfang die medizinische Versorgung haben sollte, 
wird unterschiedlich geantwortet, je nachdem, ob allein der Nutzen oder auch 
die Kosten betrachtet werden. Wird gefordert, nur diejenigen Leistungen herzu-
stellen, deren zusätzlicher Nutzen größer ist als deren zusätzliche Kosten, wird 
eine Versorgung im Umfang von X1 angestrebt. Dafür fallen Ausgaben in der Höhe 
von P1*X1 an. Wird hingegen gefordert, alle Leistungen bereitzustellen, die einen 
positiven zusätzlichen Nutzen stift en, wird eine Versorgung im Umfang von X2 
angestrebt. Das ist mit weit größeren Ausgaben (P2*X2) verbunden. Infolge des 
GKV-WSG wird der Versorgungsumfang von X2 auf X1 und der Versorgungspreis 
von P2 auf P1 schrittweise zurückgedrängt werden, und die damit einhergehende 
Ausgabensumme wird von P2*X2 auf P1*X1 abnehmen. Dadurch, dass es die Posi-
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tion der Versicherten – also derjenigen, die das Gesundheitssystem fi nanzieren – 
stärkt, werden die Einkommen, die die Jungen zur Finanzierung der medizinischen 
Versorgung der Alten aufwenden, relativ zurückgehen.

Daher überrascht auch nicht die ablehnende Haltung der medizinischen Leistungs-
anbieter (Ärzte, Pfl egepersonal, Hersteller von Medikamenten und Geräten usw.). 
Für sie ist ein wettbewerbsorientiertes Gesundheitssystem grundsätzlich unter-
fi nanziert. Im Mittelpunkt ihrer Kritik stehen die Wirkungen des Wettbewerbs 
auf ihre Einkommen. Zwar verweisen sie auf den Patientennutzen, meinen aber 
ihre Einkommensinteressen. Ferner kritisieren sie, dass infolge des GKV-WSG das 
Wachstumspotential der Gesundheitswirtschaft  eingeschränkt werde. Faktisch 
beanstanden sie damit, dass in Zukunft  staatliche durch private Nachfrage sub-
stituiert werden wird.27

Überraschend ist auch nicht die ablehnende Haltung der Protagonisten einer Bür-
gerversicherung vom Typ SPD. Dieses Konzept stärkt nicht die Position derjenigen, 
die das Gesundheitssystem fi nanzieren, sondern derjenigen, die es in Anspruch 
nehmen. Ihr Anliegen ist, durch eine Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze 
und der beitragspfl ichtigen Einkommensarten mehr Geld aufzutreiben. Zudem 

27 Vgl. zum Umfang des Gesundheitssektors Henke at al. (2011); Straubhaar et al. (2006).
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hätte die Ausweitung der beitragspfl ichtigen Einkommen um die Einkommen der 
Beamten und Selbständigen sowie um Miet- und Kapitaleinkommen zur Folge, 
dass innerhalb der Krankenversicherung ein weiteres Einkommensteuersystem 
etabliert würde. Gleichwohl würden zentrale Unterschiede bestehen bleiben, da 
in der Krankenversicherung die Einkommen durch einen proportionalen Tarif (der 
Beitragssatz ist eine Flat Rate), ohne Grundfreibetrag und mit Beitragsbemes-
sungsgrenze und im Einkommensteuersystem durch einen progressiven Tarif, mit 
Grundfreibetrag und ohne Obergrenze belastet wären. Die Bürgerversicherung 
vom Typ SPD ist letztlich nichts anderes als der Versuch, mit milliardenschweren 
Einnahmen an den bestehenden Strukturen festhalten zu können.

8.4 Medizinisch-technischer Fortschritt

Auf welchem Wege wird das GKV-WSG den medizinisch-technischen Fortschritt 
beeinfl ussen? Warum wird es dessen versicherungsbedingte Fehlanreize verrin-
gern? Um auf diese Fragen eine Antwort zu geben, sei zunächst daran erinnert, 
dass die Inanspruchnahme medizinischer Leistungen altersabhängig ist. Dar-
über informiert die sogenannte Altersprofi lkurve.28 Ändert die demographische 
Entwicklung lediglich deren Fallzahlen, werden sich die Wirkungen in Grenzen 
halten. Verschiebt sich jedoch die Altersprofi lkurve nach oben und wird sie gleich-
zeitig steiler (nehmen also auch die Fallkosten zu), wird die Demographie wie ein 
Treibsatz wirken.29

Die Einschätzung, dass sich die Altersprofi lkurve nicht nur nach oben verschieben, 
sondern aufgrund des Fortschritts zugleich versteilern wird, spiegelt übersicht 14 
wider. Hier werden die Ausgaben von P1*X1 auf P2*X2 zunehmen. Diese Einschät-
zung ist nicht unumstritten. Die Vertreter der sogenannten Kompressionsthese 
argumentieren, dass die mit dem Alter zunehmende Morbidität bei steigender 
Lebenserwartung sinken wird und die Pro-Kopf-Ausgaben für Ältere weitgehend 
unverändert bleiben werden. Demgegenüber argumentieren die Vertreter der 
sogenannten Expansionsthese, dass die infolge des medizinisch-technischen Fort-
schritts steigende Lebenserwartung zu höheren Pro-Kopf-Ausgaben für Ältere 
führen werden.30

28 Anders als in der GRV ist der Anspruch auf Leistungen der GKV zwar rechtlich unabhän-
gig vom individuellen Lebensalter. Gleichwohl ist die Nachfrage faktisch, wie die Altersprofi lkurve 
zeigt, altersabhängig.

29 Die enorme Bandbreite der vor dem GKV-WSG durchgeführten Beitragssatzprognosen ist vor 
allem auf Unterschiede in der Einschätzung dieses Eff ektes (nur reiner demographischer Eff ekt 
oder auch Versteilerungseff ekt) zurückzuführen.

30 Da die empirischen Belege kein eindeutiges Urteil ermöglichen, wird die damit einherge-
hende Unsicherheit in den Tragfähigkeitsberichten durch Alternativrechnungen eingefangen. Zu 
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Welche Konsequenzen der Versteilerungseff ekt für die Ausgabenentwicklung der 
GKV haben wird, kann anhand ihrer Budgetgleichung (Übersicht 15) gezeigt wer-
den. Die Einnahmen der GKV entsprechen dem Produkt aus der Zahl der Arbeit-
nehmer und ihrem Durchschnittseinkommen sowie dem Produkt aus der Zahl der 
Rentner und ihrem Durchschnittseinkommen, jeweils multipliziert mit dem für 
Arbeitnehmer und Rentner übereinstimmenden Beitragssatz. Die Ausgaben stim-
men mit dem Produkt aus der Zahl der Arbeitnehmer und ihren Durchschnittsaus-
gaben sowie dem Produkt aus der Zahl der Rentner und ihren Durchschnittsaus-
gaben überein. Die Bestimmungsgründe des Beitragssatzes können daher in zwei 
Gruppen aufgeteilt werden. Der linke Klammerausdruck informiert über das Ver-
hältnis zwischen den Ausgaben und Einkommen der Arbeitnehmer, während der 
rechte Klammerausdruck die demographiesensitiven Faktoren zusammenfasst. 
Dadurch wird deutlich, dass der Einfl uss des GKV-Rentnerquotienten (Zahl der 
Rentner zur Zahl der Arbeitnehmer) auf den Beitragssatz insofern unbestimmt ist, 
als dieser sowohl im Zähler als auch im Nenner vertreten ist. Er wird jedoch unter-

diesem Zweck werden die Altersprofi le einerseits im Umfang der Lohnwachstumsrate und ande-
rerseits mit einem Aufschlag von 1%-Punkt auf die Lohnwachstumsrate fortgeschrieben. Diese 
Verfahrensweise führt sowohl zur höchsten als auch zur niedrigsten Tragfähigkeitslücke.

Übersicht 14
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schiedlich gewichtet, und zwar im Zähler mit dem Verhältnis zwischen den Ausga-
ben der Rentner und denen der Arbeitnehmer (GKV-Morbiditätsquotient) und im 
Nenner mit dem Verhältnis zwischen den Einkommen der Rentner und denen der 
Arbeitnehmer (GKV-Einkommensquotient). Folglich hängt es von der Höhe die-
ser Gewichte ab, in welcher Weise sich die demographische Entwicklung auf den 
Beitragssatz auswirkt. Umstritten ist dabei, wie erwähnt, welches Gewicht die 
Ausgabenrelation zwischen Rentnern und Arbeitnehmern haben wird. Während 
im Kontext der Verbrugge (1984) zugeschriebenen Expansionsthese ein Anstieg 
vermutet wird, erwarten die Vertreter der Fries (1980) zugeordneten Kompressi-
onsthese keine wesentliche Änderung. Hingegen wird nicht in Frage gestellt, dass 
sich das Gewicht der Einkommensrelation zwischen Rentnern und Arbeitnehmer 
verringern wird. Entscheidend ist dabei nicht, dass Rentner über ein geringeres 
Einkommen als Arbeitnehmer verfügen, die Ersatzrate also unter 100% liegt. Ent-
scheidend ist, dass sich der Niveauunterschied künft ig vergrößern wird. 

Daher wird die GKV, wird von einem konstanten Morbiditätsquotienten ausgegan-
gen, aus zwei Gründen ein Problem bekommen: weil
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 � die Relation zwischen der Zahl der Rentner und der Zahl Arbeitnehmer 
steigen und

 � das Einkommen der Rentner im Vergleich zu dem der Arbeitnehmer 
fallen wird. 

Wird hingegen zusätzlich von einem steigenden Morbiditätsquotienten ausgegan-
gen, wird die GKV aus drei Gründen ein Problem bekommen: weil

 � die Relation zwischen der Zahl der Rentner und der Zahl Arbeitnehmer 
steigen wird, 

 � das Einkommen der Rentner im Vergleich zu dem der Arbeitnehmer fallen 
wird und

 � die Ausgaben der Rentner im Vergleich zu denen der Arbeitnehmer 
steigen werden. 

Es ist nicht zu erwarten, dass der Morbiditätsquotient konstant bleiben, sondern 
dass er steigen wird. Hier wird davon ausgegangen, dass der autonome medizi-
nisch-technische Fortschritt die Lage der Altersprofi lkurve weitgehend gleichmä-
ßig nach oben verschieben und gleichzeitig der induzierte medizinisch-technische 
Fortschritt die Steigung der Altersprofi lkurve vergrößern wird. Dem GKV-WSG 
geht es dabei nicht darum, den medizinisch-technischen Fortschritt schlechthin in 
Frage zu stellen, sondern dessen versicherungsbedingte (induzierte) Fehlanreize 
zu reduzieren. Insofern ersetzt es auch nicht den Gemeinsamen Bundesausschuss 
(G-BA) und das ihm zuarbeitende Institut für Qualität und Wirtschaft lichkeit im 
Gesundheitswesen (IQWIG), sondern es ergänzt ihn. Die Steuerung der autono-
men Entwicklung des medizinisch-technischen Fortschritts obliegt dem G-BA. Die 
Steuerung der induzierten Entwicklung wird zusätzlich dem Versicherungswett-
bewerb zugewiesen. Das GKV-WSG wird die versicherungsbedingten Fehlanreize 
deshalb reduzieren, weil diese durch das Zusammenwirken von arztinduzierter 
Nachfrage und Nulltarif-Lösung entstehen. Beanstandet wird nicht die sogenannte 
meritorische Nachfrageäußerung der Ärzte („arztinduzierte Nachfrage“), da der 
Patient typischerweise nur die Symptome kennt, die ihn veranlasst haben, den 
Arzt aufzusuchen, und der Arzt die Diagnose stellt und die Therapie benennt. In 
diesem Fall werden die Nutzen-Kosten-Abwägungen vom Arzt und nicht vom Pati-
enten getroff en. Der Arzt ist hier Anbieter und Nachfrager zugleich, die Angebots- 
fällt mit der Nachfragekurve zusammen. Kritisiert wird auch nicht, dass die Ärzte 
– wie die Anbieter anderer Leistungen – daran interessiert sind, die Nachfrage 
nach ihren Leistungen auszuweiten. Entscheidend ist, dass sie dazu – in deutlich 
stärkerem Maße als andere Anbieter – in der Lage sind, was darauf zurückzufüh-
ren ist, dass die Patienten die Leistungen grundsätzlich ohne Zahlung eines Geld-
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preises in Anspruch nehmen („Nulltarif-Lösung“). In diesem Fall sind die Patienten 
bestrebt, möglichst den Arzt aufzusuchen, der über die qualitativ beste Praxisaus-
stattung verfügt und – daran gemessen – den größten Heilungserfolg verspricht. 
Ist jedoch medizinischer Fortschritt, der zu Kostensenkungen führt, für die Ärzte 
fi nanziell nicht interessant, sondern lediglich medizinischer Fortschritt, der Quali-
tätsverbesserungen mit sich bringt, ist nicht überraschend, dass der medizinische 
Fortschritt einseitig qualitätssteigernd und nicht – wie zumeist in anderen Bran-
chen – qualitätssteigernd und zugleich kostensenkend wirkt. In dieser Situation, 
in der Patienten und Ärzte gleichermaßen an einem möglichst umfassenden und 
qualitativ hochwertigen, nicht aber an einem begrenzten und möglichst kosten-
günstigen Angebot interessiert sind, ist ein Gegengewicht notwendig. Das ist der 
neue Versicherungswettbewerb. Er wird die Kassen veranlassen, vermehrt auf 
kostensenkende Innovationen zu drängen. Es wird mehr kostensenkenden und 
weniger qualitätssteigernden Fortschritts geben. Die nutzenstift ende Wirkung der 
Versicherungslösung wird dadurch nicht in Frage gestellt. 

8.5 Handlungsbedarf

Weiterer Handlungsbedarf besteht mit Blick auf den stationären Sektor („Kran-
kenhäuser“) sowie den Medikamentenvertrieb („Apotheken“). Das GKV-WSG 
off eriert den Krankenkassen Spielraum für Innovationen in der medizinischen 
Versorgung, damit sie mit den Leistungserbringern Selektivverträge abschließen 
können. Infolge mangelnder politischer Unterstützung wurde jedoch der Bereich 
der Krankenhausversorgung weitgehend ausgeklammert. Den Krankenkassen ist 
es nach wie vor nicht möglich, Selektivverträge mit Krankenhäusern abzuschlie-
ßen. Die Bundesländer argumentierten, dass der Kassenwettbewerb bei fehlen-
den Erreichbarkeitsvorgaben für die Patienten die fl ächendeckende medizinische 
Versorgung gefährden und ihren Sicherstellungsauft rag in Frage stellen würde. 
Ähnlich argumentierten die Apotheken mit Blick auf das Fremd- und Mehrbe-
sitzverbot. Die Folge ist, dass der Handlungsspielraum, den die Kassen auf ihrer 
Beschaff ungs- und Absatzseite benötigen, eingeschränkt bleibt. Der Widerstand 
der Länder wird jedoch aufgrund der neuen Schuldenregel zurückgehen und die 
Bedenken gegen eine monistische Krankenhausfi nanzierung werden einer „wohl-
wollenden Prüfung“ weichen. Ebenso wird der Versicherungswettbewerb zu einer 
Änderung des Vertriebsweges führen.

Handlungsbedarf besteht auch mit Blick auf die sogenannte Portabilität. Die Prä-
mien der Privaten Krankenversicherung (PKV) sind das Ergebnis einer Paketlösung, 
da eine Risikoversicherung mit einem Sparplan kombiniert wird. Die Ersparnisse 
werden dabei für jeden Versicherten prospektiv ermittelt. Zu diesem Zweck wird 
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derjenige Betrag errechnet, der erforderlich ist, damit unter Berücksichtigung der 
von den Versicherten zu zahlenden Prämien die zu erwartenden (mit dem Alter 
tendenziell steigenden) Versicherungsleistungen fi nanziert werden können. Den 
Versicherten wird jedoch die Übertragung ihrer Ersparnisse von einer Kasse A zu 
einer Kasse B verwehrt. Dementsprechend verringert sich das Wechselinteresse 
mit zunehmendem Bestandsalter des Versicherten. Die restriktive Haltung der 
PKV ist jedoch nicht tragfähig, da der Bestandswettbewerb auch in einem kapi-
talgedeckten System intensiviert werden kann.  Zudem ist die Forderung der PKV 
nach mehr Wettbewerb und Kapitaldeckung widersprüchlich, wenn sie argumen-
tiert, dass Wettbewerb zwischen den privaten Kassen deshalb nicht möglich ist, 
weil sie kapitalgedeckt arbeiten. Tragfähig ist auch nicht der Einwand, aufgrund 
der Kapitaldeckung könne es keinen einheitlichen Versicherungsmarkt geben. 
Unabhängig davon ist das GKV-WSG bei der PKV bereits deshalb auf Widerstand 
gestoßen, weil es ihr Geschäft smodell in Frage stellt. Sie befürchtet, dass sie an 
Bedeutung verlieren wird, weil der Umstieg von relativen auf absolute Preise die 
Motivation verringert, der mit lohnabhängigen Preisen intendierten Umverteilung 
durch einen Wechsel von der GKV zur PKV auszuweichen.

Auf Handlungsbedarf stellt auch der Vorschlag des einheitlichen Versicherungs-
marktes ab, der im Mittelpunkt der Konzeption der Bürgerversicherung vom Typ 
SVR steht. Die Versicherungspfl ichtgrenze, die den Markt in die beiden Bereiche 
GKV und PKV auft eilt, ist rational nicht begründbar. Da es infolge des GKV-WSG zu 
einer Auft eilung zwischen medizinischen Leistungen kommen wird, die in jedem 
Fall angeboten werden müssen, und solchen, die angeboten werden können, wer-
den beide Träger, die PKV ebenso wie die GKV, Pfl ichtleistungen anbieten müssen 
und Optionsleistungen anbieten können. Folglich wird sich das Wahlrecht wan-
deln; es wird nicht mehr vertikal zwischen Trägern, sondern horizontal zwischen 
Leistungen ausgeübt werden. Während eine vertikale Trennung („der eine Markt 
gehört euch, der andere uns“) Kassenwettbewerb verhindert, wird er durch eine 
horizontale Trennung („alle Kassen müssen Pfl icht- und können Optionsleistungen 
anbieten“) möglich gemacht. Es wird langfristig zu einem einheitlichen Versiche-
rungsmarkt kommen, und zwar in Anlehnung an das holländische oder schwei-
zerische Modell.  

Handlungsbedarf besteht auch mit Blick auf die Direktbeteiligung. Sie stößt des-
halb auf Kritik, weil sie nicht als Steuerungsinstrument betrachtet wird, das sich 
auf die Nachfrage nach medizinischen Leistungen – auf die Nulltarif-Regelung – 
und damit auf die Fallzahlen richtet, sondern als Abkassieren gewertet wird. Für 
ein zukunft sfähiges Gesundheitssystem ist sie jedoch notwendig. Darüber sollte 
aber nicht zentral, auf der Ebene des Gesetzgebers, sondern dezentral, auf der 
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Ebene der Kassen, entschieden werden. Mit der Direktbeteiligung ist die Erwar-
tung verbunden, dass die Patienten bei der Inanspruchnahme von Gesundheits-
leistungen Nutzen-Kosten-Überlegungen anstellen und Leistungen mit negativer 
Nutzen-Kosten-Bilanz nicht nachfragen. Die Nachfrage ist jedoch nur in Teilbe-
reichen preiselastisch (und gegebenenfalls angebotsinduziert). Und selbst bei 
einer preiselastischen Nachfrage hängen die Lenkungswirkungen von der Form 
der Direktbeteiligung ab. Bei einer prozentualen Beteiligung könnte bereits ein 
niedriger Prozentsatz die wirtschaft liche Leistungsfähigkeit eines Versicherten 
überschreiten. Das würde im Widerspruch zu der Norm stehen, keinen Bürger 
(auch nicht bei sehr hohen Behandlungskosten) vom Konsum von Gesundheits-
gütern auszuschließen. Bei einer absoluten Direktbeteiligung könnte eine fi nan-
zielle Überforderung zwar vermieden werden, hier könnte es allerdings zu einer 
medizinisch problematischen zeitlichen Verlagerung der Nachfrage kommen. Vor 
diesem Hintergrund sollten die Betroff enen selbst darüber entscheiden, ob, in 
welchen Teilbereichen und in welcher Form sie Beitragsermäßigungen für den 
Fall nachfragen, dass sie sich direkt an den Kosten der Inanspruchnahme medizi-
nischer Leistungen beteiligen. Mithin sollte Direktbeteiligung zum Gegenstand des 
Versicherungswettbewerbs werden. Vergleichbares gilt für Positivlisten.

9. Soziale Pfl egeversicherung

9.1 Grundversorgung

Werden die Rentner steigende Ausgaben zur Pfl egeversicherung fi nanzieren kön-
nen? Der Kompromiss, der Mitte der 1990er Jahre zur SPV führte, war an zwei 
Vereinbarungen gebunden: 

 �  Aufgrund der Vorgabe einer einnahmenorientiert gesteuerten Pfl egeversiche-
rung – dadurch wird sich die SPV zur Basisversorgung entwickeln – wurde 
ein Feiertag in einen Arbeitstag umgewandelt. Als Einnahme sollte ihr der 
wirtschaft liche Wert eines Arbeitstages – der in einen Beitragssatz umgerech-
net wurde – zur Verfügung stehen. Dass dieser Betrag nur ausreichen würde, 
um einem eng begrenzten Personenkreis eng begrenzte Leistungen zur Verfü-
gung zu stellen, war bekannt. Die Konzentration des Pfl egebedürft igkeitsbe-
griff es auf somatische Beeinträchtigungen und die Teilkostendeckung waren 
die Folge dieser Vereinbarung. 

 � Ferner wurden Karenzzeiten beschlossen. Während Beiträge zur Pfl egeversi-
cherung bereits ab Januar 1995 verlangt wurden, wurden Leistungen für die 
ambulante Pfl ege erst ab April 1995 und für die stationäre Pfl ege erst ab Juli 
1996 gewährt. Die Leistungspfl icht der Pfl egeversicherung setzte also erst 
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nach Ablauf eines vorab festgelegten Zeitraums ein. Dadurch wurde in den 
ersten beiden Jahren der Pfl egeversicherung Kapital in der Größenordnung 
von 4,5 Mrd. Euro (bezeichnet als Demographiereserve) akkumuliert. 

Wird diese Konditionierung aufrechterhalten, werden die Rentner steigende Aus-
gaben zur Pfl egeversicherung fi nanzieren können.

Was hat sich seitdem geändert? Es ist nicht die demographische Prognose. Wäh-
rend die SPV auf der Einnahmenseite mit der GKV weitestgehend übereinstimmt 
(nahezu identische Beitragsbemessung, gleicher Beitragssatz für Arbeitnehmer 
und Pfl egebedürft ige), also dort in gleicher Weise demographieabhängig ist, ist 
sie auf der Ausgabenseite deutlich stärker betroff en. Daher wird es bereits dann, 
wenn sich der Verlauf der Altersprofi lkurve nicht ändert (wofür es keine Anzeichen 
gibt), zu einem drastischen Anstieg der Fallzahlen kommen. Da das Risiko, pfl ege-
bedürft ig zu werden, bis zum Lebensalter 60 niedrig ist und zwischen dem Alter 
60 und 70 vergleichsweise moderat, zwischen 70 und 80 deutlich sichtbar und ab 
dem Alter 80 exponentiell ansteigt, ist die Entwicklung der Zahl der Hochbetag-
ten (80 Jahre und älter) von essentieller Bedeutung. In 2010 lebten etwa 4 Mio. 
Hochbetagte in Deutschland. Ihre Zahl wird bis 2040 auf etwa 8 Mio. steigen, sich 
also im Vergleich zu heute verdoppeln. Würde daher der bestehende Leistungska-
talog weiterhin in vollem Umfang aus dem Beitragsaufk ommen fi nanziert werden, 
würde bereits der reine Demographieeff ekt in etwa zu einer Verdoppelung des 
Beitragssatzes führen. Wird zusätzlich angenommen, dass der Anteil der kosten-
intensiven Pfl ege steigen wird und die Preise für Pfl egeleistungen überproportio-
nal zunehmen werden, würde der Anstieg noch stärker ausfallen. 

Geändert hat sich auch nicht die Einschätzung über die Auswirkungen psycho-
somatischer Erkrankungen auf die Nachfrage nach Pfl egeleistungen. Die daran 
anknüpfende Kritik hat jedoch dadurch an politischem Gewicht gewonnen, dass 
das Bundesministerium für Gesundheit in 2006 den Beirat zur Überprüfung des 
Pfl egebedürft igkeitsbegriff s zur Erarbeitung und Erprobung eines neuen Begut-
achtungsinstruments aufgefordert hat. Dabei wurde weitgehend ausgeblendet, 
dass eine Ausweitung des Begriff s ohne eine entsprechende Ausgliederung ande-
rer Leistungen zu einer Ausweitung des Personenkreises führt, für die zusätzliche 
fi nanzielle Ressourcen benötigt werden. Ebenso würde eine Umbuchung von Leis-
tungen aus der beitragsfi nanzierten Pfl egeversicherung in ein steuerfi nanziertes 
Leistungsgesetz nichts daran ändern, dass Einkommen umverteilt werden, die von 
den Kindern erwirtschaft et werden müssen. 
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9.2 Karenzzeiten

Da der aktuelle Beitragssatz bei Weitem nicht ausreichen wird, um allen zukünft i-
gen Generationen das gegenwärtige Leistungsniveau anbieten zu können, müssen 
die Fallkosten für den Fall, dass er unverändert bleiben soll, reduziert werden. 
Der dazu von Häcker, Hackmann und Raff elhüschen (2011) unterbreitete Vorschlag 
der Karenzzeiten orientiert sich an der Vereinbarung der 1990er Jahre sowie am 
aktuellen Koalitionsvertrag, da dieser nicht allein die Ausgliederung bestehender 
Leistungen, sondern auch deren Überführung in ein kapitalgedecktes System vor-
sieht.31 Da Karenzprämien (Pauschalprämien) aber nur von den Bürgern fi nanziert 
werden können, die dazu wirtschaft lich in der Lage sind, bedarf es auch in der 
Pfl egeversicherung eines Sozialausgleichs. Er sollte dort in gleicher Weise wie in 
der Krankenversicherung umgesetzt werden. Die erforderliche Bedürft igkeitsprü-
fung sollte also derjenigen entsprechen, die für Zusatzbeiträge in der Krankenver-
sicherung beschlossen wurde.

9.3 Integration

Ferner würde durch eine Integration der SPV in die GKV die Kraft  des Wettbewerbs 
genutzt werden. Obwohl beide Zweige vergleichbare Risiken versichern, sind sie 
unterschiedlich organisiert; die GKV ist wettbewerblich ausgerichtet, nicht jedoch 
die SPV. Bei einer Integration würde dieser Unterschied wegfallen. Dadurch wür-
den die Leistungen der SPV keineswegs verschwinden. Vielmehr würden sie zum 
Bestandteil des GKV-Kataloges werden, der Risikostrukturausgleich würde um die 
entsprechenden Leistungen ergänzt werden, und die Finanzierung der Pfl egever-
sicherung würde auch über den Zusatzbeitrag erfolgen. 

10. Medizinische Rehabilitation

10.1 Anschlussheilbehandlungen

Da auch die Nachfrage nach Leistungen der medizinischen Rehabilitation altersab-
hängig ist, wird sie bereits unmittelbar infolge der demographischen Entwicklung 
zunehmen. Zudem wird sie mittelbar aufgrund der Anhebung des gesetzlichen 
Rentenzugangsalters steigen. Der daraus resultierende Anstieg der Fallzahlen 
kann dadurch gebremst werden, dass an die in der medizinischen Rehabilita-
tion getroff ene Unterscheidung zwischen Allgemeinen Vorsorgemaßnahmen und 

31 Im Koalitionsvertrag von Union und FDP wurde die Ergänzung des bestehenden Umlage-
verfahrens durch eine „verpfl ichtend, individualisiert und generationengerecht“ ausgestaltete 
Kapitaldeckung vereinbart. Nicht konkretisiert wurde, welche Teile des Leistungskatalogs in ein 
obligatorisches kapitalgedecktes System zu überführen sind.
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Anschlussheilbehandlungen (AHB) angeknüpft  und das gesetzliche Angebot auf 
AHB reduziert wird. Leitvorstellung für die Bestimmung der gesetzlich zu versi-
chernden Risiken (Grundversorgung) sollte sein, dass es sich um medizinisch not-
wendige Leistungen handelt. Dieses Kriterium wird von AHB-Leistungen erfüllt. 
Da diese grundsätzlich eine krankenhausnahe Rehabilitation erfordern, würde 
eine Fokussierung der medizinischen Rehabilitation auf diese Maßnahmen in 
den sogenannten Kurorten und damit einer Reihe von Bundesländern jedoch auf 
Widerstand stoßen. Er spiegelt wider, dass die Finanzierung der Rehabilitation 
nicht allein gesundheits-, sondern auch beschäft igungspolitischen Zwecken dient.

10.2 Fallpauschalen

Notwendig ist ebenso eine geänderte Preispolitik zur Steuerung der Fallkosten. 
Hier hat die Krankenversicherung Vorbildfunktion. Die in einem Krankenhaus 
erbrachten Leistungen werden grundsätzlich durch einen Festpreis pro Behand-
lungsfall vergütet. Insofern sind die Preise verweildauerunabhängig. Sie sind 
hingegen verweildauerabhängig, wenn sie sich an der Zahl der Pfl egetage orien-
tieren. In diesem Fall hat das Krankenhaus ein eigenständiges Interesse an einer 
Verlängerung der Verweildauer. Daher wurde in Krankenhäusern der Wechsel 
der Vergütung von der Zahl der Pfl egetage hin zur Vergütung nach der Zahl der 
Behandlungsfälle vollzogen, die Preissteuerung also von einem verweildauerab-
hängigen Pfl egesatz- auf ein verweildauerunabhängiges Fallpauschalensystem 
umgestellt. In der medizinischen Rehabilitation dominiert jedoch weiterhin die 
Vergütung nach Pfl egesätzen. Dort ist die Gesundheitspolitik nicht den anreizo-
rientierten Weg, sondern den der gesetzlichen Vorgaben gegangen, da in Reha-
bilitationskliniken die Verweildauer der Patienten auf grundsätzlich drei Wochen 
begrenzt wurde. 

Allerdings können die Leistungen eines Krankenhauses oder einer Rehabilita-
tionsklinik nicht allein durch die bloße Angabe der Zahl der Behandlungsfälle 
beschrieben werden, vielmehr muss nach dem Schweregrad der Erkrankung 
diff erenziert werden. Wird daraus jedoch der Schluss gezogen, dass jeder Pati-
ent mit seinen individuellen Besonderheiten eine eigene Leistungsart darstellt, 
könnten letztlich die Leistungen nicht miteinander verglichen werden. Daher muss 
ein Kompromiss zwischen dem völligen Verzicht auf Diff erenzierung und einer 
unendlich großen Diff erenzierung der Patientenschaft  gefunden werden. Diese 
Aufgabe steht im Mittelpunkt der sogenannten Patienten-Klassifi kationssysteme, 
deren Ziel es ist, Fallgruppen zu bilden, die einerseits administrativ zu bewälti-
gen und andererseits medizinisch und ökonomisch homogen sind. Der Einwand, 
dass die Übertragung des zu diesem Zweck im Krankenhaussektor praktizierten 
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DRG-Systems auf den Bereich der medizinischen Rehabilitation nicht möglich ist, 
ist dabei nicht tragfähig. Zutreff end ist zwar, dass die Bildung der Fallgruppen im 
Krankenhaus diagnoseorientiert erfolgt, dass jedoch bei Rehabilitationsmaßnah-
men die Therapie im Mittelpunkt steht. Das besagt aber lediglich, dass die Fall-
gruppenbildung für Rehabilitationsleistungen therapieorientiert erfolgen sollte. 
Dabei kann dem unterschiedlichen Schweregrad der therapeutischen Maßnahmen 
durchaus Rechnung getragen werden, und zwar in prinzipiell gleicher Weise wie 
bei der Vergütung der DRG-Fallgruppen. Dazu hat Neubauer (2010) einen Vor-
schlag unterbreitet. 

Hingegen ist die Forderung einer bloßen Aufstockung des Reha-Budgets nicht 
zukunft sfähig. Hier geht es im Wesentlichen allein darum, Gelder aufzutreiben, 
um an den bestehenden Strukturen festhalten zu können.

11.  Soziale Marktwirtschaft

Das Ziel der Basissicherung wird nicht nur mit vielen Härten einhergehen, son-
dern auch zu Vorwürfen führen, die sich gegen die Soziale Marktwirtschaft  rich-
ten. Wie dargelegt, ist ein hohes Wirtschaft swachstum zwar keine Alternative zur 
Basissicherung, es erleichtert aber den Weg zur Basissicherung, da bei einem 
konstanten Sozialprodukt jede Umverteilung für bestimmte Bevölkerungsgruppen 
absolute Einkommensverluste zur Folge hätte, während bei einem zunehmenden 
Sozialprodukt selbst steigende Einkommen aller Bevölkerungsgruppen zu einer 
Änderung der Einkommensverteilung führen, sofern die Einkommensgewinne 
unterschiedlich hoch ausfallen. Insofern ist die Soziale Marktwirtschaft  mit ihrer 
Wachstumspolitik eine Voraussetzung dafür, die Treibsatzwirkung der demogra-
phischen Entwicklung für die generative Einkommensverteilung zu verringern. 
Deutschland hat nicht trotz, sondern wegen der Sozialen Marktwirtschaft  die wirt-
schaft lichen Krisen der vergangenen Jahre vergleichsweise gut gemeistert. 

Dabei hat sich auch die Einschätzung über die Perspektiven Deutschlands geän-
dert. Deutschland kann in den kommenden Jahren von der internationalen Nach-
frage nach Industrieprodukten profi tieren. Die Einschätzung schlechter Aussich-
ten, die über viele Jahre hinweg die Berichterstattung in den Medien prägte, und 
der „Washington Consensus“, der zu diesem Urteil führte, haben deutlich an Aus-
strahlung verloren.  Die Perspektiven sind jedoch nur dann gut, wenn es gelingt, 
die Treibsatzwirkung der demographischen Entwicklung für den Generationen-
konfl ikt zu verringern. 
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Sozialpolitik ist in der Sozialen Marktwirtschaft  ein konstitutiver Produktionsfak-
tor und keineswegs nur ein lästiger Kostenfaktor. Sie trägt dazu bei, Protektionis-
mus zu verhindern. Daher ist auch zu begrüßen, dass die Regierung Merkel den 
Kontakt nicht nur mit den nationalen Gewerkschaft en, sondern auch der Internati-
onalen Arbeitsorganisation (ILO) und der Welthandelsorganisation (WTO) gesucht 
hat, um für die Soziale Marktwirtschaft  zu werben. Im Fokus der ILO stehen iso-
liert die wirtschaft lichen Risiken, im Fokus der WTO die wirtschaft lichen Chancen 
der Globalisierung. Das ist zwar dem jeweiligen Auft rag geschuldet und insofern 
auch nicht zu beanstanden. Eine verantwortungsbewusste Politik muss diese iso-
lierte Betrachtungsweise jedoch überwinden.

12.  Partei der Jungen 

Die Politik steckt in einem Dilemma. Aufgrund der demographischen Entwicklung 
wird einerseits das Stimmengewicht der Alten zu- und das der Jungen abnehmen. 
Andererseits wird die Notwendigkeit, auf die wirtschaft lichen Belange der Jungen 
Rücksicht zu nehmen, steigen.32 An dieser Stelle ist ein politisches Gegengewicht 
– eine „Partei der Jungen“ – hilfreich.

Noch vor wenigen Jahren wurden Versuche, den Interessen der Jungen bei der 
Vorlage von Gesetzentwürfen ein größeres Gewicht zu geben, schnell unterbun-
den.33 Diese Zeiten sind vorbei. Der Widerstand der Jungen gegen neue Leistun-
gen der GRV ist lediglich der Beginn einer anhaltenden Protestbewegung. Fragen 
der intergenerativen Einkommensverteilung werden zunehmend an Bedeutung 
gewinnen. Es wird nicht um „Links versus Rechts“ oder „Kapitalisten versus 
Arbeitnehmer“, sondern um „Alt versus Jung“ gehen. Würde dabei das Parteien-
spektrum durch eine „Partei der Jungen“ erweitert werden, würde das Potential 
eines Generationenkonfl iktes reduziert werden. Die „Partei der Jungen“ würde 
das Thema der intergenerativen Einkommensverteilung in ähnlicher Weise auf-
greifen, wie das Thema Ökologie von den Grünen aufgegriff en wurde (Klein, Falter 
2003). Sie würde den Blick auf ein großes Zukunft sthema lenken. 

32 Dem widerspricht nicht, dass die Politik im Wahlkampf mit einem Angebot für die Alten auf-
warten wird, das in der Regierungsverantwortung wieder eingesammelt werden muss.

33 Ein Beispiel: Als der gesundheitspolitische Sprecher der Union einen von der Großen Koa-
lition vorgelegten Gesetzentwurf zur Rentenanpassung mit dem Hinweis kommentierte, dadurch 
würden die Kinder belastet werden, wurde ihm von dem Vorsitzenden der Senioren-Union der 
CDU/CSU der Verlust seiner Nominierung für den Deutschen Bundestag angedroht.
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13.  Fazit

 � Die demographische Entwicklung ist das Echo der Vergangenheit. Sie hat das 
Potential für eine massive Verschlechterung der intergenerativen Einkom-
mensverteilung. Das wird die Neue Soziale Frage sein. 

 � Die Verdoppelung des Altenquotienten erfordert eine Halbierung des Einkom-
mensquotienten. 

 � Das staatliche Angebot an Sozialleistungen muss auf eine Basissicherung 
zurückgeführt werden. Nur für diese kann Solidarität eingefordert werden. 

 � Die Tragfähigkeitsberichte der Bundesregierung zeigen, dass die bereits 
erfolgten Anpassungen auf dem Arbeitsmarkt und in der GRV und GKV bei 
Weitem nicht ausreichend sind. 

 � Es ist zu begrüßen, dass die Bundesregierung dem Bundeshaushalt und der 
Mittelfristigen Finanzplanung Tragfähigkeitsberichte, die regelmäßig ver-
öff entlicht werden sollen, an die Seite stellt. Zudem ist es notwendig, dass 
sämtliche Ressorts verbindlich angewiesen werden, Generationenbilanzen 
vorzulegen, die über die generativen Auswirkungen geplanter Regelungen 
informieren.

 � Der Handlungsspielraum ist weder bei den Fallkosten noch den Fallzahlen 
erschöpft . Es wird nicht nur über eine weitere Erhöhung des gesetzlichen Ren-
tenalters (über das Alter 67 hinaus), sondern auch über kinderzahlabhängige 
Renten zu entscheiden sein. 

 � Kontraproduktiv ist die Forderung nach einer Bürgerversicherung vom Typ 
SPD; sie würde den Generationenkonfl ikt befördern. 

 � Das Parteienspektrum sollte durch eine „Partei der Jungen“ erweitert werden. 
Dadurch würde das Potential eines Generationenkonfl iktes reduziert werden.

14.  Anhang

Führt ein Kapitaldeckungsverfahren zwangsläufi g zu einer höheren gesamtwirt-
schaft lichen Ersparnis?

Kennzeichnend für das Finanzierungsverfahren der Kapitaldeckung ist, dass die 
Bürger zunächst Beiträge zahlen, um Kapital zu akkumulieren, das sie anschlie-
ßend aufl ösen, um ihre Renten zu fi nanzieren. Hier folgt dem Sparen in der 
Erwerbs- ein Entsparen in der Altersphase. Dagegen ist für das Finanzierungsver-
fahren der Umlage kennzeichnend, dass die Beiträge den Rentnern unmittelbar 
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zur Verfügung gestellt werden. Auch hier sparen die Versicherten. Dieses Sparen 
dient jedoch nicht dem Zweck, Deckungskapital aufzubauen, sondern dem Zweck, 
die Renten derjenigen Versicherten zu fi nanzieren, die sich in derselben Periode in 
der Altersphase befi nden. Insofern ist die Sparquote des Umlageverfahrens defi -
nitionsgemäß Null. 

Es reicht jedoch nicht aus, allein den Verdrängungseff ekt des Umlageverfahrens 
zu betrachten, um die Schlussfolgerung zu begründen, ein Kapitaldeckungsver-
fahren würde die gesamtwirtschaft liche Ersparnis vergrößern. Zwar kommt es für 
das individuelle Sparen darauf an, dass der Beitragssatz ausreichend Deckungs-
kapital generiert, um das angestrebte Sicherungsniveau fi nanzieren zu können. 
Hingegen entscheidet über das gesamtwirtschaft liche Sparen die Diff erenz zwi-
schen der Ersparnis der Beitragszahler und der Entsparnis der Rentenbezieher. 
Daher sollte auch der Einwand, ein Umstieg auf das Kapitaldeckungsverfahren 
führe nicht zwangsläufi g zu einem dauerhaft en Anstieg der makroökonomischen 
Sparquote, ernst genommen werden. Die Ergebnisse der Mikro- sollten nicht vor-
schnell auf die Makroökonomie übertragen werden. 

Nachfolgend wird ein einfaches Modell  – es ist kein strikt individualisiertes 
Modell, sondern ein Kohortenmodell – betrachtet, das den Unterschied zwischen 
der individuellen und der gesamtwirtschaft lichen Sparquote berücksichtigt und 
dementsprechend zwischen der Kohorten- und der Periodenanalyse diff eren-
ziert (Schmit-Rink 1987). Angenommen wird, dass die Erwerbsphase mit dem 
Erwerbsalter T=A beginnt und mit T=B-1 endet; ferner beginnt die Altersphase mit 
dem Rentenalter T=B und endet mit T=C-1. In dem Beispiel der Übersicht 7 sind dies 
insgesamt 15 Perioden; die Erwerbsphase umfasst 10 Perioden (t=1 bis t=10) und 
die Altersphase 5 Perioden (t=11 bis t=15). In der Erwerbsphase zahlen die Versi-
cherten Beiträge in Höhe eines bestimmten Prozentsatzes ihres Lohneinkommens 
an die Versicherung. In der Altersphase erhalten sie von der Versicherung eine 
dynamisierte, an die Lohnentwicklung angepasste Rente. Diese Dynamisierung 
dient dem Ziel, ein bestimmtes Sicherungsniveau – nachfolgend mit (u) bezeich-
net – aufrecht zu erhalten. Das wiederum setzt voraus, dass das Wachstum des 
Renten- mit dem des Lohneinkommens übereinstimmt.  Hier wird angenommen, 
dass die Einkommen der Erwerbstätigen mit der konstanten Rate (h) zunehmen. 
Zur Vereinfachung wird das Lohneinkommen für das Erwerbs-Eintrittsalter auf 
w0 normiert.

Ferner wird angenommen, dass die Zahl der Versicherten, die neu in die Erwerbs- 
phase eintreten, von Periode zu Periode mit der konstanten Bevölkerungswachs-
tumsrate (n) wächst. In Übersicht 7 wird unterstellt, dass 100 Versicherte in der 
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Periode t=1 und 101 Versicherte in der Periode t=2 usw. erwerbstätig werden. Des-
weiteren wird unterstellt, dass die Zahl der Versicherten, die sich in der Erwerbs- 
bzw. Rentenphase befi nden, von Periode zu Periode kleiner wird. Wird von einer 
Überlebensrate (lT) von 99% ausgegangen, erreichen von 100 Versicherten in T=A 
99 Versicherte das Erwerbsalter T=A+1 usw. 

Hinsichtlich der Jahrgangsstärken ist zu unterscheiden zwischen denen der 
Kohorte und denen der Periode, folglich zwischen dem Rentnerquotienten der 
Kohorte und dem der Periode. In  Übersicht 7 wird davon ausgegangen, dass es 
zu Beginn der Altersphase 90,4 Versicherte und am Ende der Altersphase 86,9 
Versicherte sind. Ferner wird angenommen, dass es zu Beginn der Erwerbsphase 
100 Versicherte und am Ende der Erwerbsphase 91,4 Versicherte sind. Daher hat 
der Rentnerquotient dieser Kohorte den Wert 46%. Hingegen misst der Perioden-
Quotient die Relation zwischen der Zahl der Rentner und der Zahl der Beitrags-
zahler einer bestimmten Periode; er informiert also über das Verhältnis zwischen 
der Zahl der Rentner aller Kohorten, die in einer bestimmten Periode t Rentenzah-
lungen erhalten, und der Zahl der Erwerbstätigen aller Kohorten, die in derselben 
Periode t Beitragszahlungen leisten. Für die Periode t=15 hat er den Wert 43%.

Schließlich werden alle Zahlungen, die zu unterschiedlichen Zeitpunkten (die Bei-
tragszahlungen in T=A bis T=B–1, die Rentenzahlungen in T=B bis T=C–1) anfallen, 
mit dem konstanten Zinssatz r diskontiert. Sämtliche Zahlungen werden auf das 
Eintrittsalter T=A bezogen.    

Auf der Basis dieser Annahmen können die Sparquote der Kohorte sowie die des 
Kapitaldeckungsverfahrens berechnet werden. 

Kohortenanalyse 

Sparen der Kohorte

Für ein beliebiges Erwerbsalter (T=A) beträgt die positive Ersparnis der Kohorte 
ST = q * w0(1+h)T–A * lT

Der Barwert ist:

S τ          
=  q  *  w0  * { 1 + h }T–A

  * IT

(1 + r) τ – Α                                               
1 + r
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Der Barwert des gesamten Deckungskapitals (die Summe aller auf den Erwerbs-
beginn diskontierten Beitragszahlungen), der mit Q0 bezeichnet wird, beträgt:

Q 0

   
=  q  * 

 B -1

∑
 T= A  

w0  *  { 1 + h }
T–A  

*  IT

                                          
1 + r

Entsparen der Kohorte 

Für ein beliebiges Rentenalter T=B ist die negative Ersparnis der Kohorte -Sτ = υ 
* w0(1+h)T–A * lT

Der Barwert beträgt:

– S τ          
=  υ  *  w0  * { 1 + h }

T–A  

*  IT 

(1 + r) τ – Α                                                 
1 + r

Der Barwert der gesamten Entsparnis, der mit P0 bezeichnet wird (die Summe 
aller auf den Erwerbsbeginn diskontierten Entsparnisse), beträgt:

P 0

   
=υ  * 

C -1

∑
 T=B

w0  *  { 1 + h }
T–A  

*  IT

              

                             

                               

             
1 + r

Beitragssatz

Der Beitragssatz der Versicherten (die positive Sparquote in der Erwerbsphase) 
wird so bestimmt, dass für jede Kohorte, die in die Versicherung eintritt, der Bar-
wert der Beitragszahlungen dem Betrage nach übereinstimmt mit dem Barwert 
der Rentenzahlungen. Folglich gilt für Q0 = P0:

∑  
C –1

T=B Iτ   * { 1 + h }
T–A  

                             
 1 + r

∑  
B –1

T=A Iτ   * { 1 + h }
T–A  

                             
 1 + r

  q =  υ  *  
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Der Ausdruck im Zähler ∑C–1

T=B Iτ  benennt die Jahrgangsstärke der Altersphase der 

Kohorte und der Ausdruck im Nenner  ∑B-1

T= A Iτ   die der Erwerbsphase der Kohorte. 
Der Quotient misst demzufolge den Rentnerquotienten der Kohorte, der mit (e) 
bezeichnet wird. Daraus folgt:

q   =  υ  *  e   

{ 1 + h }
T–A

                       

          1 + r

                { 1 + h }
T–A

                                  
1 + r

Dabei kann zur Vereinfachung der Darstellung berücksichtigt werden, dass der 
Exponent T-A im Zähler die Diskontierungsspanne der Rentenzahlungen (mit 
a2 bezeichnet) und der Exponent T-A im Nenner die Diskontierungsspanne der 
Beitragszahlungen (mit a1 bezeichnet) misst. Da sowohl die Renten- als auch die 
Beitragszahlungen auf den Beginn des Eintrittsalters diskontiert werden, ist a2 
größer als a1 (a2– a1>0).

Für den Beitragssatz folgt dann:

  q  =  υ * e { 1 + h }
az – a1

                               
1 + r

Periodenanalyse

Da sich in jeder einzelnen Periode Kohorten in der Erwerbsphase (mit positiver 
Ersparnis) und Kohorten in der Altersphase (mit negativer Ersparnis) befi nden, 
resultiert die Ersparnis des Versicherungssystems (des Kapitaldeckungsverfah-
rens) aus der Diff erenz zwischen der Ersparnis der Versicherten und ihrer Ent-
sparnis. Wird mit St die Netto-Ersparnis der Versicherten in der Periode t, mit 
Bt die Brutto-Ersparnis der Beitragszahler in der Periode t, mit Pt die Entsparnis 
der Rentenbezieher in der Periode t und mit Lt das Lohneinkommen in der Peri-
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ode t bezeichnet, entspricht die partielle Netto-Sparquote der Versicherten in der 
Periode t (St/Lt) der Diff erenz zwischen ihrer Brutto-Sparquote (Bt/Lt) und ihrer 
Entsparquote (Pt/Lt):

S t     
=     

Bt  
  –    

Pt

Lt               Lt           Lt                       

Brutto-Sparquote des Versicherungssystems

Wie hoch ist die Brutto-Sparquote des Versicherungssystems? Da die Beitrags-
zahlungen (Bt) dem Produkt aus Beitragssatz (q), dem durchschnittlichen Lohn-
einkommen (wt) und der Zahl der Beitragszahler (NL) der Periode t und die Lohn-
summe (Lt) dem Produkt aus durchschnittlichen Lohneinkommen (wt) und der 
Zahl der Beitragszahler (NL) derselben Periode entsprechen, stimmt folglich die 
Brutto-Sparquote der Versichertem mit ihrem Beitragssatz (q) überein, wobei 
nicht berücksichtigt wird, dass die Versicherung das Deckungskapital anlegt und 
Zinsen erwirtschaft et: 

  q  = 
Bt   =  

q  * wt*NL    
 

            Lt                   wt*NL                              
           

 
Entsparquote des Versicherungssystems

Wie hoch ist die Entsparquote des Versicherungssystems? Da die Rentensumme 
(Pt) dem Produkt aus dem Rentenniveau (u), dem durchschnittlichem Lohneinkom-
men der Periode (wt) und der Zahl der Rentenbezieher (NP) entspricht , gilt folglich 
für die Entsparquote, die nachfolgend als Rentenquote (p) bezeichnet wird: 

  p  = 
Pt   =  

υ  * wt*Np   =  υ  *  
Np 
 

            Lt                   wt*NL                                      NL    
           

 
Da zwischen dem Perioden- und dem Kohorten-Quotienten im Gleichgewicht ein-
deutige – über die Wachstumsrate der Bevölkerung (n) vermittelte – Beziehungen 
bestehen, folgt:
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∑  
C –1

T=B Iτ   * (1 + n)
T–A  

  p =  υ  *  

∑  
B –1

T=AIτ   * (1 + n)
T–A  

 

bzw.
(1 + n) T–A  

(1 + n) T–A    p =  υ  * e  

Wird wiederum zur Vereinfachung der Darstellung berücksichtigt, dass der Expo-
nent T-A im Zähler das Versicherungsalter der Rentner (mit b2 bezeichnet) und 
der Exponent T-A im Nenner das Versicherungsalter der Erwerbstätigen (mit b1 
bezeichnet) misst und berücksichtigt, dass das Versicherungsalter der Rentner 
größer ist als das der Erwerbstätigen, ist b2 größer als b1 (b2– b1>0). 

Für die Rentenquote folgt dann:  p = υ * e (1+n)bz–b1

Sparquote des Kapitaldeckungsverfahrens

Die Erwerbstätigen haben in jeder Periode eine positive Sparquote q und die Rent-
ner eine (auf das Einkommen der Erwerbstätigen bezogene) negative Sparquote p. 
Die Diff erenz (s = q – p) hat den Wert:

s = u * e    { 1 + h }az –

 
a1 

– (1 + n)b2– b2

                             
1 +  r

Diese Gleichung zeigt, dass es von den Parameterkonstellationen abhängt, ob die 
Periodensparquote einen positiven oder negativen oder den Wert Null hat (und 
dann mit der Sparquote des Umlageverfahrens übereinstimmt). Daher kann dem 
Kapitaldeckungsverfahren auch nicht per se eine ersparnissteigernde Wirkung 
zugeschrieben werden. Im Gleichgewicht würde eine kapitalgedeckte Finanzie-
rung der Alterssicherung selbst bei einer positiven Wachstumsrate der Bevölke-
rung nicht zwangsläufi g zu einer Zunahme der gesamtwirtschaft lichen Kapitalbil-
dung führen. 
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